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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Vor dem Hintergrund des konkreten Ansied-
lungsinteresses des Unternehmens SVOLT 
soll nun die Nachnutzung und Weiterent-
wicklung des Gewerbestandortes des ehe-
maligen „Laminate Parks“ in der Gemeinde 
Heusweiler (Ortsteil Eiweiler) erfolgen.

Im Zuge dessen planen die beiden Kommu-
nen auch Flächen im direkten Umfeld zu 
einem interkommunalen Industrie- und Ge-
werbepark neu zu entwickeln.

SVOLT ist ein Hightech-Unternehmen, das 
Lithium-Ionen-Batterien und Batteriesyste-
me für Elektrofahrzeuge sowie Energiespei-
chersysteme entwickelt und produziert. Der 
Zulieferer für Elektromobilität ist seit Okto-
ber 2019 auf der europaweiten Suche nach 
einem Produktionsstandort für den europäi-
schen Markt.

Nun sollen an zwei Standorten im Saarland 
(Überherrn und Heusweiler/Lebach) eine 
Modul- und Pack-Fabrik sowie eine Zellfab-
rik mit 24 GWh Produktionskapazität in der 
finalen Ausbaustufe entstehen. 

Produziert werden sollen an den neuen 
Produktionsstandorten vorrangig Batterie-
zellen sowie Module und Hochvolt
speichersysteme (Packs).

Am Standort Heusweiler/Lebach soll in der 
seit einiger Zeit leer stehenden Laminat-Fer-
tigungsstätte eine Modul- und Pack-Fabrik 
entstehen.

Der südliche Teil des Geltungsbereiches 
wird als Gewerbegebiet (GE) festgesetzt. 
Dieser umfasst den südlichen Teil des Be-
triebsgeländes der LaminatePark GmbH & 
Co. KG. Die übrige Fläche des Plangebietes 
wird als Industriegebiet (GI) festgesetzt.

Beide Teilflächen werden mit Lärmkontin-
genten, die in einem schalltechnischen Gut-
achten ermittelt wurden, versehen.

Die Anlieferung (Zu- / Abfahrt) für Lkw soll 
über die Bundesstraße B 268 erfolgen. Die 
Zu- und Abfahrt für die Mitarbeiter erfolgt 
im Bereich der Ortsdurchfahrt an der Leba-
cher Straße. Die Erschließung der übrigen 
Gewerbeflächen, die nicht von SVOLT ge-
nutzt werden, soll ausschließlich über die 
Bundesstraße B 268 erfolgen.

Zur Vermeidung unerwünschter Durch-
gangsverkehre in der Reisbachstraße sieht 
das Verkehrskonzept vor, diese ausschließ-
lich für die Anlieger / Anwohner befahrbar 
zu halten. Dies ist durch Beschilderungs-
maßnahmen (Anliegerfrei, Lkw-Durchfahr-
verbote) wirksam durchführbar. Aber auch 
die wegweisende Beschilderung im Zuge 
der B268 wird an die neue Situation ange-
passt.

Für die Fläche existiert derzeit kein Bebau-
ungsplan. Die planungsrechtliche Zulässig-
keit beurteilt sich zum Teil nach § 34 und § 
35 BauGB. Danach ist die Planung nicht 
realisierungsfähig. Deshalb bedarf es der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes.

Der Gemeinderat der Gemeinde Heusweiler 
und der Stadtrat der Stadt Lebach haben 
somit nach § 1 Abs. 3 BauGB und § 2 Abs. 
1 BauGB die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Indust-
rie- und Gewerbepark Eiweiler Nord“ be-
schlossen.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs- 
planes zu entnehmen. Er umfasst eine Flä-
che von insgesamt ca. 19 ha, wobei hiervon 
ca. 14,1 ha der Gemeinde Heusweiler sowie 
ca. 4,9 ha der Stadt Lebach zuzuordnen 
sind.

Zum Bebauungsplan wurden folgende Gut-
achten erstellt:

•	 Entwässerungskonzept mit Aussagen 
zum Hochwasserschutz; WPW GmbH, 
Hochstraße 61, 66115 Saarbrücken,

•	 Verkehrsuntersuchung; Schweitzer 
GmbH - Beratende Ingenieure, Am Sta-
den 27, 66121 Saarbrücken,

•	 Schalltechnisches Gutachten; SGS-TÜV 
Saar GmbH, Am TÜV 1, 66280 Sulzbach.

Der vorliegenden Begründung ist eine Prü-
fung und Bewertung der Vorkehrungen zur 
Vermeidung nachteiliger Umweltauswir-
kungen im Sinne einer Umweltverträglich-
keitsprüfung angehängt.

Der nördliche Teil (Gemarkung Landsweiler) 
des Geltungsbereiches befindet sich inner-
halb des Landschaftsschutzgebiets (LSG-L 
3.02.20) „Landschaftsschutzgebiet im 
Landkreis Saarlouis - im Bereich der Ge-

meinden Saarwellingen (und Lebach)“. Das 
Verfahren zur Ausgliederung des Land-
schaftsschutzgebietes wurde eingeleitet; im 
Anschluss an den Satzungsbeschluss soll 
die Ausgliederung vollzogen und im Amts-
blatt des Saarlandes veröffentlicht werden.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt. 

Mit der Erstellung des Umweltberichtes ist 
die ARK - Umweltplanung und Consulting 
Partnerschaft, Paul-Marien-Straße 18, 
66111 Saarbrücken beauftragt.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan des Regionalver-
bandes stellt für den Teilbereich Heusweiler 
überwiegend gewerbliche Baufläche dar. 
Teile des Plangebietes überschreiten zwar 
die dargestellten Gewerblichen Bauflächen, 
jedoch ist diese geringfügige Überschrei-
tung vom Entwicklungsspielraum der ver-
bindlichen Bauleitplanung gedeckt.

Der Flächennutzungsplan der Stadt Lebach 
stellt für den nördlichen Teilbereich des 
Plangebietes eine gewerbliche Baufläche, 
eine Fläche für die Landwirtschaft und 
Bahntrasse dar. Nachrichtlich ist eine 35-kV-
Leitung und Umgrenzung eines Land-
schaftsschutzgebietes dargestellt. Aus die-
sem Grund wird für den nördlichen Teilbe-
reich des Bebauungsplanes der Flächennut-
zungsplan der Stadt Lebach im Parallelver-
fahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB teilgeändert.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet erstreckt sich, zwischen der 
Bundesstraße B 268 bzw. Bebauung der Al-
ten Reisbachstraße / Reisbachstraße im 
Westen sowie der Saarbahntrasse bzw. Be-
bauung der Lebacher Straße im Osten, aus 
der bebauten Ortslage des Ortsteils Eilwei-
ler in Richtung Norden über die Gemar-
kungsgrenze des Stadtteils Landsweiler in 
das Stadtgebiet von Lebach.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Westen durch eine mit Gehölzstruk-
turen versehene Böschung zur angren-
zenden Bundesstraße B 268, der Bun-
desstraße B 268 und Bebauung der Al-

ten Reisbachstraße / Reisbachstraße 
samt deren privaten Gartenflächen, 

•	 im Norden durch landwirtschaftliche 
Nutzflächen,

•	 im Osten teilweise durch eine mit Ge-
hölzstrukturen versehene Böschung 
bzw. Stützmauer zur angrenzenden 
Saarbahntrasse, der Saarbahntrasse 
und Bebauung der Lebacher Straße 
samt deren privaten Gartenflächen,

•	 im Süden durch die Bebauung der Alten 
Reisbachstraße, Reisbachstraße und Le-
bacher Straße samt deren privaten 
Gartenflächen.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs- 
planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet stellt sich dreigeteilt dar. Der 
Großteil des Geltungsbereiches wurde be-
reits zu Zeiten des Laminate-Park gewerb-
lich genutzt und stellt sich aktuell als Ge-
werbebrache dar. Der nördliche Teilbereich 
wurde als Rückhaltebecken genutzt und ist 
mit Gehölzstrukturen eingerahmt. Der nord-
westliche Teilbereich wird hingegen land-
wirtschaftlich genutzt.

Die südliche, südwestliche und südöstliche 
Umgebung des Plangebietes ist durch die 
gemischt bebaute Ortslage des Ortsteils Ei-
weiler geprägt.

Unmittelbar nordwestlich schließt die Bun-
desstraße B 268 sowie im weiteren Verlauf 

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Orthophoto mit Lage des Plangebietes (weiße Balkenlinie); ohne Maßstab; Quelle: LVGL, ZORA; Bearbeitung: Kernplan
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landwirtschaftliche Nutzflächen an das 
Plangebiet an. 

Die östliche Umgebung wird von der - von 
Norden nach Süden verlaufenden - Saar-
bahntrasse und im weiteren Verlauf von 
landwirtschaftlichen Nutzflächen dominiert.

Nördlich schließen weitere landwirtschaft-
lich genutzte Flächen an das Plangebiet an. 

Aufgrund der Vornutzung ist der Großteil 
des Plangebietes für eine gewerbliche Nut-
zung prädestiniert.

Die zu überplanende Fläche befindet sich 
teilweise im Eigentum der Gemeinde Heus-
weiler (Verkehrsfläche) und verschiedener 
Dritter (größtenteils im Eigentum der Lami-
natePark GmbH & Co. KG). Die Grundstücke 
werden parallel zum weiteren Verfahren 
durch die Gesellschaft für Wirtschafts- 
förderung Saar mbH gesichert.

Topografie des Plangebietes

Das Gelände fällt sowohl von der südöstli-
chen als auch nordwestlichen Geltungsbe-
reichsgrenze hin zur westlichen Mitte des 
Plangebietes auf einer Strecke von ca. 400 
bis 500 m um ca. 20 bis 30 m ab.

Der tiefste Punkt des Plangebietes befindet 
sich bei ca. 244 m ü.NN, der höchste Punkt 
hingegen bei ca. 276 m ü.NN.

Es ist somit davon auszugehen, dass die To-
pografie Auswirkungen auf die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes haben wird (Ge-
ländemodellierungen, Entwässerung, Er-
schließung).

Verkehrsanbindung, Verkehrs-
untersuchung

Das Plangebiet verfügt entlang der westli-
chen Geltungsbereichsgrenze über eine di-
rekte Anbindung an die Bundesstraße B 
268 und somit an das überörtliche Ver-
kehrsnetz. Diese bindet das Plangebiet im  
weiteren Verlauf an das regionale Verkehrs-
netz (BAB 8 Anschlussstelle Heusweiler) an. 

Aufgrund der gewerblichen Vornutzung ist 
der Großteil des Plangebietes bereits intern 
erschlossen. Die Erschließung der über den 
Bedarf von SVOLT hinausgehenden Flächen 
soll später bedarfsorientiert und nutzerab-
hängig erfolgen.

„Die festgestellten Verkehrserhöhungen 
sind in Bezug auf den Querschnitt der Stra-
ße selbst und deren Funktion im Verkehrs-
gefüge unkritisch. Aus schalltechnischer 
Sicht kann ggf. Handlungsbedarf gegeben 
sein. 

Aus verkehrstechnischer Sicht war zu prü-
fen, ob die beiden Anschlüsse an die B 268 
zukünftig leistungsfähig sind, die prognosti-
zierten Verkehre aufzunehmen.  

Der Knoten B 268 / Reisbachstraße / L 339 
ist auch nach der Entwicklung des „Indust-
rie- und Gewerbeparks Eiweiler-Nord“ aus-
reichend leistungsfähig die Neuverkehre mit 
befriedigender Qualität (QSV C) aufzuneh-
men. 

Der Knotenpunkt B 268 / Lebacher Straße 
besitzt bereits heute keine ausreichende 
Leistungsfähigkeit (QSV F) und kann somit 
auch keine Mehrverkehre mehr aufnehmen. 

Blick von Nordwesten über das Plangebiet mit den bestehenden baulichen Anlagen im Bild; Quelle: Gesellschaft für Wirtschaftsförderung Saar mbH
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Insofern ist der Knotenpunkt zu ertüchtigen. 
Untersucht wurden die beiden Varianten 
„Signalisierung des Knoten“ und „Kreisver-
kehr“. Die erreichbaren Verkehrsqualitäten 
betragen bei der signalisierten Lösung QSV 
D (ausreichend) und für den Kreisverkehr 
QSV B (gut). 

Aus verkehrlicher Sicht wäre dem Kreisver-
kehr den Vorzug zu geben. Dieser besitzt 
deutlich höhere Leistungsfähigkeitsreser-
ven. Darüber hinaus würde der Kreisverkehr 
im Gegensatz zur signalisierten Lösung eine 
geschwindigkeitsreduzierende Wirkung in 
dieser Innerortslage mit sich bringen. 

Ein wesentlicher Vorteil des signalisierten 
Knotenpunktes besteht in den geringen 
Kosten. Diese dürften bei max. einem Drittel 
der Kreisverkehrslösung liegen. Da kein we-
sentlicher Umbau oder eine Erweiterung 
des Knotens erforderlich ist, sind auch keine 
neuen Flächeninanspruchnahmen gege-
ben.“ 
(Quelle: Verkehrsuntersuchung; Schweitzer GmbH - Be-
ratende Ingenieure, Am Staden 27, 66121 Saarbrü-
cken)

Ver- und Entsorgung, Stark-
regen

Die für eine gewerbliche Nutzung erforder-
liche Versorgungsinfrastruktur ist aufgrund 
der gewerblichen Vornutzung bereits grund-
sätzlich vorhanden und ist im Rahmen der 
Realisierung des Planvorhabens auszu-
bauen. 

„Der Bereich des ehemaligen Laminate 
Parks wird derzeit über ein Mischsystem 
entwässert. Einzelne Schmutz- bzw. Regen-
wasserleitungen sind ebenfalls vorzufinden. 
Wichtige Einleitstellen befinden sich für die 
Dachabflüsse im Bereich der Kreuzbachver-
rohrung und für die Mischwasserabflüsse 
an zwei Übergabestellen in der Reisbach-
straße.  

Zukünftig soll das für den Bebauungsplan 
relevante Untersuchungsgebiet im Trenn-
system entwässert werden. Eine Versicke-
rung von Niederschlagswasser ist aufgrund 
der geringen Versickerungseignung des Bo-
dens nicht möglich. Niederschlagsabflüsse 
werden aufgrund des hohen Auslastungs-
grades des Kreuzbaches und der Haltungen 
in der unteren Reisbachstraße in Rückhalte-
becken an mehreren Standorten des 

Untersuchungsgebietes abgeleitet bevor sie 
gedrosselt in den Kreuzbach eingeleitet 
werden. Das Rückhaltevolumen für das 
größte festgelegte Einzugsgebiet (EZG C-D-
E) beträgt 3.802 m³ für ein 50-jährliches 
Regenereignis und 2.363 m³ für ein 10-jähr-
liches Regenereignis.  

Aufgrund der stetigen Befahrung des Ge-
ländes mit Schwerverkehr kann von einem 
erhöhten Verschmutzungsgrad ausgegan-
gen werden. Im Hinblick auf den Gewässer-
schutz sind daher Behandlungsmaßnahmen 
in Form von Regenklärbecken geplant, die 
den Rückhaltebecken vorgeschaltet sind. 
Für das größte festgelegte Einzugsgebiet 
(EZG C-D-E) ergibt sich hieraus ein Becken-
volumen von 260 m³.  

Für die Planung des SVOLT-Geltungsberei-
ches (EZG A-B-C) wird mit einem Schmutz-
wasseranfall von 150 l/(EW*d) gerechnet. 
Bei einem Einwohnerwert von 200 EW er-
gibt sich daraus eine gesamte Schmutzwas-
sermenge von 6,55 l/s. Die Schmutzwasser-
abflussmenge für die neu zu erschließenden 
Flächen (EZG D-E) wird mittels einer für Ge-
werbe- und Industriegebiete durchschnittli-
chen Schmutzwasserabflussspende berech-
net von 0,5 l/(s*ha) berechnet. Bei einer 

Blick von Südwesten über das Plangebiet mit den bestehenden baulichen Anlagen im Bild; Quelle: Gesellschaft für Wirtschaftsförderung Saar mbH
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Gebietsgröße von 6,1 ha ergibt sich daraus 
im Mittel ein Trockenwetterabfluss von 4,58 
l/s. Hieraus ergibt sich ein für den Geltungs-
bereich des Bebauungsplans relevanter 
Schmutzwasserabfluss von 11,13l/s. Die 
Schmutzwasserabflüsse können analog 
zum Bestand über die beiden Einleitstellen 
2 und 3 der unteren Reisbachstraße zuge-
führt werden. Hinzu kommen Einleitungen 
aus der Entleerung der zentralen Regenklär-
becken ohne Dauerstau nach Regenende. 

Wegen einer Überbelastung des Kreuzba-
ches bei Niederschlagsereignissen höheren 
Jährlichkeiten, befindet sich im Norden des 
Untersuchungsgebietes bereits ein Regen-
rückhaltebecken. An das Becken sind Ein-
zugsgebietsflächen von insgesamt 64,1 ha 
angeschlossen.  

Das Becken besitzt ein Speichervermögen 
von 2.500 m³. Während einer Begehung 
konnten vier Zulaufpunkte, die den jeweili-
gen Einzugsgebieten zuzuordnen sind, so-
wie ein Ablauf der Größe DN 900 ermittelt 
werden. Das Becken wies aufgrund einer 
fehlenden Unterhaltung Verschlammungen 
sowie einen erheblichen Bewuchs auf.  

Zur Gewährleistung der Leistungsfähigkeit 
und im Hinblick auf den Hochwasserschutz 
sollte das Becken gewartet und regelmäßig 
unterhalten werden.“  
(Quelle: Entwässerungskonzept mit Aussagen zum 
Hochwasserschutz; WPW GmbH, Hochstraße 61, 
66115 Saarbrücken)

Planungen von zentralen Anlagen zur Nie-
derschlagswasserbehandlung erfolgen ent-
sprechend DWA- A 102:2020-12. Die An-
gabe, welche Zentralen Niederschlagswas-
serbehandlungsanlagen vorgesehen sind 
und auf welche Spezifische AFS 63-Jahres-
fracht in kg / (ha x a) sie jeweils bemessen 
werden.

Beim Anschluss von Flächen der parzellier-
ten Einzelgrundstücke an den öffentlichen 
Regenwasserkanal ist sicherzustellen, dass 
die Spezifische AFS 63-Jahresfracht dieser 
Flächen die der Bemessung der zentralen 
Niederschlagswasserbehandlungsanlage 
zugrunde liegenden spezifischen AFS 
63-Jahresfracht in kg / (ha x a) nicht über-
schreitet. Hierzu sind für die anzuschließen-
den Flächen entsprechend DWA-A 102-
2:2020-12 eine entsprechende Flächenka-
tegorisierung vorzunehmen, die spezifische 
AFS 63-Jahresfracht in kg / (ha x a) zu er-
mitteln und gegebenenfalls erforderliche 
Behandlungsanlagen vorzusehen; die dies-
bezüglichen Unterlagen sind der Gemeinde 
zur Verfügung zu stellen. Gleiches gilt bei 

Blick von Norden auf das leer stehende Verwaltungsgebäude der Laminate Park GmbH & Co. KG im südlichen 
Teilbereich des Plangebietes; Quelle: Gesellschaft für Wirtschaftsförderung Saar mbH

Blick von Süden auf das leer stehende Verwaltungsgebäude der Laminate Park GmbH & Co. KG im südlichen 
Teilbereich des Plangebietes; Quelle: Gesellschaft für Wirtschaftsförderung Saar mbH

Blick von Süden auf die leer stehende Fertigungshalle der Laminate Park GmbH & Co. KG im zentralen Teil-
bereich des Plangebietes; Quelle: Gesellschaft für Wirtschaftsförderung Saar mbH
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einer Nutzungsänderung bereits ange-
schlossener Flächen.

Die nach § 49a SWG geltenden Vorgaben  
zur Beseitigung des Niederschlagswassers 
(Nutzung, Versickerung, Verrieselung, Ein-
leitung des Niederschlagswassers in ein 
oberirdisches Gewässer) sind damit erfüllt. 

Unter dem Gelände verläuft der Kreuzbach 
(zum Teil verrohrt), ein Gewässer dritter 
Ordnung. 

Nach § 56 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 SWG sind 
bauliche Anlagen an Gewässern im Innen-
bereich bis mindestens 5 m, gemessen von 
der Uferlinie, unzulässig. Dies gilt auch für 
verrohrte Gewässer.

Da davon ausgegangen werden kann, dass 
auf Grund der intensiven Überbauung im 
Gewässerumfeld eine Offenlegung oder Re-
naturierung des Gewässerlaufs unwahr-
scheinlich ist, kann von der Einhaltung der 
Forderung nach § 56 SWG abgesehen wer-
den.

Bei der Überbauung handelt es sich um die 
Errichtung einer Anlage am Gewässer gem. 
§ 78 SWG. Aufgrund der baurechtlichen Ge-
nehmigung ist keine separate wasserrechtli-
che Genehmigung notwendig, die Untere 
Bauaufsicht entscheidet als Untere Wasser-
behörde.

Schalltechnisches Gutachten

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungs-
planes ist es notwendig, planerisch 
Rahmenbedingungen festzulegen, die si-
cherstellen, dass von den geplanten Gewer-
be- und Industrieflächen nach der Ansied-
lung von Betrieben keine Geräuschimmis-
sionen hervorgerufen werden, die dazu füh-
ren, dass die an der benachbarten Wohnbe-
bauung gemäß TA Lärm zulässigen Ge-
räuschimmissionen überschritten werden.

„Die SGS-TÜV Saar GmbH wurde mit der 
Erstellung eines schalltechnischen Gutach-
tens zum Bebauungsplan „Industrie- und 
Gewerbepark Eiweiler Nord“ beauftragt.

Darin sollte in einem ersten Schritt eine Ge-
räuschkontingentierung für die Industrie- 
und Gewerbeflächen durchgeführt werden. 
Die zulässigen Emissionskontingente LEK  

sollen nach den Vorgaben der DIN 45691  
ermittelt werden.

Weiterhin wurden die Geräuschemissionen 
durch den An- und Abfahrtverkehr auf öf-
fentlichen Straßen zu dem geplanten Indus-

trie- und Gewerbegebiet untersucht. In 
einem separaten Teil des Gutachtens sollten 
die von dem Betrieb der geplanten Modul- 
und Packfabrik für Fahrzeugbatterien der 
SVOLT Energy Technology (Europe) GmbH 
zu erwartenden Geräuschemissionen und 
-immissionen im Sinne einer überschlägigen 
Immissionsprognose ermittelt und mit den 
sich aus der Geräuschkontingentierung er-
gebenden zulässigen Geräuschimmissionen 
verglichen werden.

Immissionsorte und zulässige Ge-
räuschimmissionen

Die dem Plangebiet nächstgelegenen 
Wohnhäuser befinden sich in geringen Ent-
fernungen westlich, südlich und östlich in 
der Reisbachstraße, in der Alte Reisbach-
straße, in der Lebacher Straße und im Weiß-
dornweg. Etwa 300 m bis 400 m nordöst-
lich liegen die Wohngebiete im Bereich der 
Höhenstraße und der Straße „Gänsfeld“. 
Alle genannten Bereiche liegen in der Ge-
markung Eiweiler.

Im Flächennutzungsplan des Regionalver-
bandes Saarbrücken sind die Bereiche der 
nächstgelegenen Wohnbebauung in der 
Reisbachstraße, Alte Reisbachstraße, Leba-
cher Straße und im Weißdornweg sowie in 
der Höhenstraße und der Straße „Gäns-
feld“ als Wohnbauflächen (W) dargestellt. 
Bebauungspläne bestehen für diese Berei-
che nicht.

Die Bereiche Reisbachstraße, Alte Reisbach-
straße, Lebacher Straße und Weißdornweg 
werden vom Landesamt für Umwelt- und 
Arbeitsschutz aufgrund der Gemengelage 
mit der gewerblich genutzten Fläche (Lami-

nate Park) jedoch als Mischgebiet (MI) ein-
gestuft. Die Bereiche Höhenstraße und 
Gänsfeld werden als allgemeines Wohnge-
biet (WA) eingestuft.

Nach Nr. 6.1 der TA Lärm gelten in den ge-
nannten Gebieten die folgenden Immis-
sionsrichtwerte:

in Kerngebieten, Dorfgebieten und Misch-
gebieten 

•	 tags 		  60 dB(A) 

•	 	nachts	 45 dB(A) 

in allgemeinen Wohngebieten und Klein-
siedlungsgebieten 

•	 	tags 		  55 dB(A) 

•	 	nachts	 40 dB(A) 

Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm sind 
zahlenmäßig identisch mit den Orientie-
rungswerten der DIN 18005 „Schallschutz 
im Städtebau“.

In der vorstehenden Tabelle sind die im 
schalltechnischen Gutachten betrachteten 
Immissionsorte, die Höhe über Boden des 
obersten Geschosses, die Entfernung vom 
räumlichen Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans sowie die gemäß TA Lärm tags-
über bzw. nachts geltenden Immissions-
richtwerte aufgeführt.

Die Lage der Immissionsorte ist der nach-
stehenden Abbildung zu entnehmen.

Gemäß TA Lärm gilt als Beurteilungszeit-
raum tags der Zeitraum von 16 Stunden 
zwischen 06:00 Uhr und 22:00 Uhr, nachts 
die lauteste Stunde zwischen 22:00 und 
06:00 Uhr. Nach der TA Lärm dürfen kurz-

Immissionsorte / Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm; Quelle: SGS-TÜV Saar GmbH

Immissionsort Höhe über 
Boden 

Entfernung 
ca. 

Immissionsrichtwert in 
dB(A) [1] 

Nr. Bezeichnung m m tags nachts 
1 Lebacher Straße 77 5,1 5 60 45 
2 Lebacher Straße 83 5,1 38 60 45 
3 Weißdornweg 2b 7,4 25 60 45 
4 Weißdornweg 6 3,8 27 60 45 
5 Weißdornweg 8 7,4 40 60 45 
6 Höhenstraße 2 12,2 320 55 40 
7 Gänsfeld 9 3,8 380 55 40 
8 Lebacher Straße 139 5,6 230 60 45 
9 Alte Reisbachstraße 22b 7,1 25 60 45 
10 Alte Reisbachstraße 14 7,4 60 60 45 
11 Alte Reisbachstraße 2 7,1 20 60 45 
12 Reisbachstraße 39 8,1 2 60 45 
13 Reisbachstraße 40 6,1 5 60 45 
14 Reisbachstraße 36 10,2 15 60 45 
15 Reisbachstraße 22 4,6 4 60 45 
16 Reisbachstraße 20 4,6 20 60 45 
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zeitige Geräuschspitzen den Richtwert tags 
um nicht mehr als 30 dB(A), nachts um 
nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten. 

Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm gel-
ten für die Gesamtbelastung durch Ge-
räuschimmissionen von Anlagen, die nach 
der TA Lärm zu beurteilen sind. Eine Vorbe-
lastung der Immissionsorte durch Geräu-
sche von anderen nach der TA Lärm zu be-
urteilenden Anlagen ist daher zu berück-
sichtigen.

Der LaminatePark GmbH & Co. KG wurden 
in der Vergangenheit tags und nachts an al-
len Immissionsorten die unverminderten 
Immissionsrichtwerte der TA Lärm zugebil-
ligt.

Östlich der Lebacher Straße befinden sich 
gemäß Flächennutzungsplan weitere Ge-
werbeflächen (G). Im Bereich dieser Gewer-
beflächen wurde am 19.03.2021 tagsüber 
eine Ortsbegehung durchgeführt. Mit Aus-
nahme des Mitarbeiterparkplatzes vor den 
Gebäuden Lebacher Straße Nr. 56 und Nr. 
60 waren keinerlei Betriebstätigkeiten im 
Freien sicht- oder hörbar und auch eine Ge-
räuschabstrahlung aus den gewerblich ge-
nutzten Gebäuden wurde nicht festgestellt. 
Relevante Geräuschimmissionen durch die-
se Betriebe im Beurteilungszeitraum Nacht 
der TA Lärm sind ebenfalls nicht zu erwar-
ten.

Auf dieser Basis wurde im Weiteren davon 
ausgegangen, dass dem Industrie- und Ge-
werbepark Eiweiler Nord an den dafür maß-
geblichen Immissionsorten die unvermin-
derten Immissionsrichtwerte der TA Lärm 
zur Verfügung stehen.

In der nachfolgenden Tabelle sind zusam-
menfassend die für die Geräuschkontingen-
tierung im Bebauungsplan „Industrie- und 
Gewerbepark Eiweiler Nord“ an den maß-
geblichen Immissionsorten zulässigen Ge-
räuschimmissionen tagsüber und nachts 
aufgeführt.

Geräuschkontingentierung im  
Bebauungsplan

Die Geräuschkontingentierung wurde nach 
den Vorgaben der DIN 45691 durchgeführt. 
Die Höhe der dabei ermittelten Emissions-
kontingente LEK für die zwei Teilflächen wur-
de so festgelegt, dass die zulässigen Ge-
räuschimmissionen an allen Immissionsor-
ten möglichst ausgeschöpft, aber nicht 
überschritten werden.

Geräuschkontingentierung an den maßgeblichen Immissionsorten; Quelle: SGS-TÜV Saar GmbH

Immissionsort zulässigen Geräuschimmissionen für den 
Bebauungsplan „Industrie- und Gewerbepark 

Eiweiler Nord“ 
Nr. Bezeichnung tags nachts 
1 Lebacher Straße 77 60 45 
2 Lebacher Straße 83 60 45 
3 Weißdornweg 2b 60 45 
4 Weißdornweg 6 60 45 
5 Weißdornweg 8 60 45 
6 Höhenstraße 2 55 40 
7 Gänsfeld 9 55 40 
8 Lebacher Straße 139 60 45 
9 Alte Reisbachstraße 22b 60 45 
10 Alte Reisbachstraße 14 60 45 
11 Alte Reisbachstraße 2 60 45 
12 Reisbachstraße 39 60 45 
13 Reisbachstraße 40 60 45 
14 Reisbachstraße 36 60 45 
15 Reisbachstraße 22 60 45 
16 Reisbachstraße 20 60 45 

 

Lage der Immissionsorte; Quelle: SGS-TÜV Saar GmbH

 
 

 
 
 

Immissionsort Nr. 
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In der nebenstehenden Tabelle sind die für 
die beiden Teilflächen des Bebauungsplan-
gebietes ermittelten Emissionskontingente 
LEK sowie die sich aus den Emissionskontin-
genten LEK und der Größe der Fläche erge-
benden Schallleistungspegel LWA für die Be-
urteilungszeiträume Tag und Nacht aufge-
führt:

Nach Anhang A der DIN 45691 können für 
Immissionsorte, an denen die zulässigen 
Immissionspegel durch die Zusatzbelastung 
deutlich unterschritten werden, Zusatzkon-
tingente LEK,zus berechnet werden. Die Zu-
satzkontingente ergeben sich aus der Diffe-
renz der zulässigen und der berechneten 
Immissionspegel am jeweiligen Immissions-
ort. Die Differenzen werden auf ganze dB 
abgerundet. 

In der vorliegenden Untersuchung wurden 
Zusatzkontingente nach Anhang A.2 der 
DIN 45691 für verschiedene Richtungssek-
toren ermittelt. Die Richtungssektoren wur-
den anhand der Differenzen zwischen den 
sich durch die Emissionskontingente LEK er-
gebenden Immissionspegeln und den für 
das Plangebiet ermittelten zulässigen Wer-
ten (siehe obenstehende Tabellen) be-
stimmt. Insgesamt wurden 11 Richtungs-
sektoren festgelegt. Als Bezugspunkt der 
Richtungssektoren wurde ein willkürlich ge-
wählter Punkt im südlichen Teil der Teilflä-
che GI ausgewählt. Die Richtungssektoren 
mit Anfangs- und Endwinkel in Grad sowie 
die für innerhalb der Richtungssektoren lie-
genden Immissionsorte geltenden Zusatz-
kontingente (LEK,zus) in dB(A) sind in der 
nebenstehenden Tabelle aufgeführt:

Die Gauß-Krüger-Koordinaten (GK2) des 
Bezugspunktes sind wie folgt:

•	 Rechtswert: 2567617

•	 Hochwert: 5470129

Der Bezugspunkt und die Richtungssekto-
ren sind in dem nebenstehenden Bild dar-
gestellt.

Planinduzierter Verkehr auf  
öffentlichen Straßen

Die Geräuschemissionen durch den An- und 
Abfahrtverkehr in Verbindung mit den In-
dustrie- und Gewerbeflächen innerhalb des 
Bebauungsplans wurden entsprechend den 
Vorgaben in Nr. 7.4 der TA Lärm nach den 
Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen – 
RLS 90 berechnet und mit den Orientie-
rungswerten der DIN 18005 sowie mit den 
Immissionsgrenzwerten der Verkehrslärm-
schutzverordnung – 16. BImSchV vergli-

Ermittelte Emissionskontingente LEK sowie die sich aus den Emissionskontingenten LEK und der Größe der Fläche 
ergebenden Schallleistungspegel LWA für die Beurteilungszeiträume Tag und Nacht; Quelle: SGS-TÜV Saar GmbH

Richtungssektoren mit Anfangs- und Endwinkel in Grad sowie die für innerhalb der Richtungssektoren liegenden 
Immissionsorte geltenden Zusatzkontingente (LEK,zus) in dB(A); Quelle: SGS-TÜV Saar GmbH

Bezugspunkt und Richtungssektoren; Quelle: SGS-TÜV Saar GmbH
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chen. Bei der Beurteilung der ermittelten 
Geräuschemissionen und -immissionen 
wurden die Kriterien in Nr. 7.4 der TA Lärm 
angewendet. Die Verkehrsmengen für den 
Nullfall und den Planfall wurden dem Ver-
kehrsgutachten der Schweitzer GmbH ent-
nommen.

Die in der Berechnung berücksichtigten 
Straßenabschnitte und die für die Verkehrs-
geräuschimmissionen maßgeblichen Immis-
sionsorte sind dem nebenstehenden Bild zu 
entnehmen.

In den nebenstehenden Tabellen sind die er-
mittelten Beurteilungspegel der Geräusch-
immissionen durch den Verkehr auf den be-
trachteten Straßenabschnitten im Nullfall 
und im Planfall den Immissionsgrenzwerten 
der 16. BImSchV gegenübergestellt.

Die Berechnungsergebnisse sind wie folgt 
zu bewerten (Beurteilungspegel tags):

•	 IPStr1: Der Immissionsgrenzwert wird 
auch im Planfall noch unterschritten.

•	 IPStr2: Der Beurteilungspegel erhöht 
sich um 1 dB(A). Der Immissionsgrenz-
wert wird im Nullfall um 1 dB(A), im 
Planfall um 2 dB(A) überschritten.

•	 IPStr3: Der Beurteilungspegel erhöht 
sich im Zuge der Planung nicht. Der Im-
missionsgrenzwert wird unterschritten.

Es ergibt sich folgende Bewertung (Beurtei-
lungspegel nachts):

•	 IPStr1: Der Immissionsgrenzwert wird 
auch im Planfall noch weit unterschrit-
ten.

•	 IPStr2: Der Beurteilungspegel erhöht 
sich um 1 dB(A). Der Immissionsgrenz-
wert wird im Nullfall um 5 dB(A), im 
Planfall um 6 dB(A) überschritten.

•	 IPStr3: Der Beurteilungspegel erhöht 
sich im Zuge der Planung nicht. Der Im-
missionsgrenzwert wird eingehalten.

Die ermittelten Geräuschimmissionen durch 
den An- und Abfahrtverkehr in Verbindung 
mit dem Bebauungsplan „Industrie- und 
Gewerbepark Eiweiler Nord“ sind entspre-
chend den Kriterien gem. Nr. 7.4 der TA 
Lärm wie folgt zu bewerten:

•	 Am Immissionsort IPStr1 werden die 
Beurteilungspegel der Verkehrsgeräu-
sche für den Tag und für die Nacht um 
mindestens 3 dB(A) erhöht.

•	 In den drei betrachteten Straßenab-
schnitten ist noch keine Vermischung 
mit dem übrigen Verkehr erfolgt.

•	 Die Immissionsrichtwerte der Verkehrs-
lärmschutzverordnung (16. BimSchV) 
werden am Immissionsort IPStr2 weiter-
gehend überschritten.

Die drei Kriterien gem. Nr. 7.4 der TA Lärm 
werden somit an keinem der drei Immis-
sionsorte kumulativ erfüllt.

Im Fall einer Einzelgenehmigung ergäbe 
sich gem. Nr. 7.4 der TA Lärm somit nicht 

die Forderung, die Geräusche des An- und 
Abfahrtverkehrs auf öffentlichen Verkehrs-
flächen durch Maßnahmen organisatori-
scher Art soweit wie möglich zu vermindern.
(Quelle: Schalltechnisches Gutachten; SGS-TÜV Saar 
GmbH, Am TÜV 1, 66280 Sulzbach)

Ermittelte Beurteilungspegel (tags/nachts) der Geräuschimmissionen durch den Verkehr; Quelle: SGS-TÜV Saar 
GmbH

Berücksichtigten Straßenabschnitte und die für die Verkehrsgeräuschimmissionen maßgeblichen Immissionsorte; 
Quelle: SGS-TÜV Saar GmbH
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Berücksichtigung von 
Standortalternativen

Zentrales Ziel des vorliegenden Bebauungs
planes ist die Schaffung der planungsrecht-
lichen Voraussetzungen zur Nachnutzung 
und Weiterentwicklung des etablierten, 
interkommunalen Gewerbestandortes des 
ehemaligen „Laminate Parks“ im Ortsteil 
Eiweiler und Stadtteil Landsweiler, auch auf 
Basis des konkreten Ansiedlungsinteresses 
des Unternehmens SVOLT.

Die Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung kann aus fol-
genden Gründen außen vor bleiben: 

•	 auf der Suche nach einem passenden 
Standort prüfte SVOLT zwischen Okto-
ber 2019 und September 2020 32 
Standorte in ganz Europa in einem in-
tensiven Auswahlprozess. Das saarlän-
dische Wirtschaftsministerium ist mit 
seinem Umsetzungskonzept aktiv in die 
Ansiedlungsgespräche gegangen und 
konnte SVOLT nach einer Standortalter-
nativenprüfung für zwei Standorte 
(Überherrn und Heusweiler/Lebach) im 
Saarland überzeugen,

•	 es handelt sich um eine Revitalisierung 
und Weiterentwicklung einer Gewerbe-
brache,

•	 das Planvorhaben dient der langfristi-
gen Sicherung des Gewerbestandortes 
des ehemaligen Laminate-Parks,

•	 ein Großteil des Plangebietes  ist bereits 
als gewerbliche Baufläche in den Flä-
chennutzungsplänen der Stadt Lebach 
und des Regionalverbandes Saarbrü-
cken dargestellt,

•	 der südlich an das Plangebiet angren-
zende Bereich ist bereits durch seine 
langjährige industrielle Nutzung vorge-
prägt, 

•	 das Plangebiet verfügt durch die an-
grenzende B 268 und die in kurzer Ent-
fernung (ca. 2 km) befindliche Auto-
bahnanschlussstelle Heusweiler (BAB 8) 
über eine sehr gute Anbindung an das 
überörtliche Verkehrsnetz.

Insofern wurden im Rahmen des Bebau-
ungsplanes keine sonstigen Standortalter-
nativen in Betracht gezogen und auf ihre 
Eignung hin geprüft. 
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Grundzentrum Heusweiler; Randzone des Verdichtungsraumes
Mittelzentrum Lebach; Randzone des Verdichtungsraumes

Vorranggebiete •	 nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 (Z 17) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale: erfüllt

•	 (G 27) Mittel- und Grundzentren sollen u.a. als Wirtschaftsschwerpunkte gestärkt 
und weiterentwickelt werden: erfüllt

•	 südlicher und östlicher Teilbereich als nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche 
mit überwiegend Gewerbe

•	 keine Restriktionen für das Vorhaben

Landschaftsprogramm •	 der westliche Teilbereich ist im LAPRO als landwirtschaftliche Nutzfläche dargestellt.   

•	 ein kleiner, ca. 1 ha großer Bereich der Erweiterungsfläche ist als randlicher Teil der 
zu berücksichtigenden Kaltluftentstehungskulisse um Eiweiler dargestellt.

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

•	 nicht betroffen

•	 kein Natura 2000-Gebiet im 2 km-Radius 

•	 keine Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung direkt oder indirekt betroffen

Regionalpark Regionalpark Saar (damit aber keine restriktiven Wirkungen verbunden)

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutz-, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Nationalparks, 
Naturparks, Biosphärenreservate 20

•	 der Teilbereich des Vorhabens auf dem Gebiet der Stadt Lebach liegt innerhalb des 
ausgewiesenen Landschaftsschutzgebietes L 3.02.20 „LSG im Landkreis Saarlouis – 
im Bereich der Gemeinde Saarwellingen und Lebach“ (VO v. 31. Juli 1977, Abl. d.S. 
1977, S. 405ff.); das Verfahren zur Ausgliederung des Landschaftsschutzgebietes 
wurde eingeleitet; im Anschluss an den Satzungsbeschluss soll die Ausgliederung 
vollzogen und im Amtsblatt des Saarlandes veröffentlicht werden. 

•	 weitere Schutzgebiete bzw. -objekte n. BNatSchG bzw. SWG (Wasserschutz- oder 
Überschwemmungsgebiete) sind nicht betroffen

•	 das nächst gelegene NATURA 2000-Gebiet „Naturschutzgroßvorhaben Ill“ (6508-
301) liegt mit einer Teilfläche ca. 2,7 km östlich des Geltungsbereiches; für das Gebiet 
sind relevante Wirkungen aufgrund der großen Entfernung zunächst nicht anzuneh-
men; dies muss auch für die gemeldeten großräumig-agilen Arten (Großes Mausohr, 
Bechsteinfledermaus, Rotmilan, Uhu sowie weitere gemeldete Vogelarten) gelten: die 
Fläche ist bis auf kleinere randliche, landwirtschaftlich genutzte Bereiche als gewerb-
lich-industriell genutztes Areal fast vollständig überbaut bzw. versiegelt und damit 
als essentieller Teillebensraum für alle aufgeführten Arten auszuschließen; eine Jagd-
raumnutzung der ca. 2,5 ha großen mehrschürigen Grünlandfläche durch den Rotmi-
lan ist zwar denkbar, eine Erheblichkeit ist jedoch aufgrund der geringen Flächengröße 
und der weiteren potenziellen Jagdgebiete in der nördlich angrenzenden weiträumi-
gen Offenlandschaft nicht anzunehmen 

•	 von einer Verträglichkeit der Maßnahme mit den Erhaltungszielen des NATURA 
2000-Gebietes kann daher ausgegangen werden, die Notwendigkeit einer näheren 
Betrachtung n. Art. 6 FFH-RL und §§ 34ff. BNatSchG wird nach gegenwärtigem Stand 
nicht gesehen
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Kriterium Beschreibung

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäo-
logisch bedeutende Landschaften nach 
§ 6 SDSchG oder in amtlichen Karten 
verzeichnete Gebiete

Am südlichen Ende des Planungsgebietes auf der Gemarkung Eiweiler Flur 6, Flurstück 
69/8 befindet sich ein Baudenkmal. Hierbei handelt es sich um die Flugzeughalle, die 
1946 für den Flughafen St. Arnual/Saarbrücken errichtet wurde. Nach der Aufgabe des 
Flughafens zu Beginn der 1960-er Jahre wurde die Flughalle 1963 in St. Arnual demon-
tiert und 1964 in Eiweiler wiederaufgebaut. Sie stellt ein herausragendes Zeugnis der 
frühen Nachkriegszeit des Saarlandes von überregionaler Bedeutung dar. Die Eintragung 
als Einzeldenkmal gemäß §2 SDschG erfolgte im Februar 2021.

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

•	 nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •	 auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) be-
stehen keine Hinweise auf das Vorkommen von i.S.d. besonderen Artenschutzes rele-
vanten Arten innerhalb des Geltungsbereiches 

•	 die ABDS-Datenbank (Arten- und Biotopschutzdaten des Saarlandes, Stand 2017) 
weist für den Geltungsbereich und das von Siedlungen und strukturlosen Ackerflä-
chen geprägte Umfeld im Umkreis von 1 km lediglich Nachweise der Zwerg-, Breit-
flügel- und der kleinen Bartfledermaus sowie des Großen Abendseglers im Bereich 
des Munitionsdepots Lebach auf

•	 die älteren Nachweise des ABSP belegen innerhalb eines 1 km-Radius im Bereich des 
Schäferbaches und des angrenzenden Wengenwaldes lediglich ein Vorkommen des 
Braunkehlchens, des Gartenrotschwanzes und des Kleinspechtes aus den frühen 90er 
Jahren

•	 keine ABSP-Fläche innerhalb des Geltungsbereiches 

•	 keine im GeoPortal als FFH-Lebensraum oder als n. § 30 BNatSchG geschützte Fläche 
betroffen

Umweltzustand/-merkmale

Kurzbeschreibung der Umwelt und ihrer 
Bestandteile (Schutzgüter)

Schutzgut Biotope, Fauna und Flora:

•	 der Planungsraum (Gesamtplanungsfläche Heusweiler und Lebach) gliedert sich in 2 
Abschnitte: das Gelände des vor einem Jahr aufgegebenen Produktionsstandortes 
der LaminatePark GmbH Co KG und ein angrenzender, intensiv landwirtschaftlich 
genutzter Erweiterungsbereich 

•	 der ehemalige Laminatepark ist fast vollständig versiegelt und weist lediglich klein-
flächige Ziergrünflächen auf

•	 das neue Verwaltungsgebäude und die 2006 errichteten zentralen Produktions- und 
Lagerhallen sollen bis auf das Hochregallager nach aktuellem Kenntnisstand erhalten 
bleiben

•	 die industriellen Freianlagen mit Silos, Tank- und Mischanlagen, Förderbändern und 
zahlreichen Rohrleitungen sowie der ältere Gebäudebestand, mit Ausnahme der 
denkmalgeschützten Fliegerhalle in Stahlgerüstbauweise, sollen zurückgebaut wer-
den

•	 die artenschutzrechtliche Relevanz wurde im Vorfeld der Rückbaugenehmigung durch 
ein Fachgutachten ermittelt. Von Seiten der Eigentümerin des Geländes wurde mit-
geteilt, dass als Ergebnis der diesbezüglichen Untersuchung keine konkreten Hin-
weise auf eine Brutplatz- oder Quartiernutzung registriert wurden

•	 das Potenzial für weitere planungsrelevante Arten und Artengruppen wird in der ar-
tenschutzrechtlichen Relevanzprüfung näher beleuchtet

•	 der durch eine Zaunanlage gesicherte Betriebsbereich des Laminateparks schließt 
nach Westen gegenüber der Reisbachstraße mit einem u.a. mit Birken, Robinien und 
Feldahorn bewachsenem Lärm- und Sichtschutzwall ab, der sich nach Norden in einer 
flächigen Gehölzpflanzung fortsetzt, die mittlerweile Stangenholzstärke erreicht hat; 
es konnten keine Bäume mit Höhlenstrukturen entdeckt werden, der Totholzanteil 
der kümmernden Lichtarten (Birke, Salweide) ist jedoch beträchtlich
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Kriterium Beschreibung

•	 auf Lebacher Bann setzt sich der Betriebsstandort mit einer aktuell freigeräumten 
Lagerfläche fort, an die als nördlicher Abschluss ein von Gehölzen umpflanztes Re-
genrückhaltebecken angrenzt, das das Quellwasser des Kreuzbaches und Hangwas-
ser der angrenzenden Bahnlinie über mit Wasserbausteinen gesicherte, kaskaden-
artig aufgebaute Rinnen sammelt und in ein Drossel- und Entlastungsbauwerk am 
südlichen Ende des RRB in den auf dem Betriebsgelände verrohrten Fließabschnitt 
ableitet

•	 die Verrohrungsstrecke endet erst auf dem Gemeindegebiet von Heusweiler südlich 
der Reisbachstr. außerhalb des Laminateparks

•	 das Regenrückhaltebecken war bislang vermutlich ist auf Extremereignisse ausgelegt, 
im Normalwasserfall findet kein permanenter Einstau statt mit der Folge, dass Laich-
möglichkeiten für Amphibien offenbar nicht zur Verfügung stehen

•	 andererseits haben sich aufgrund der ständig nass-feuchten Standortbedingungen 
auf der Fläche Rohrkolben- und Wasserschwaden-Röhrichte sowie schwingrasenarti-
ge Bachbungengesellschaften angesiedelt, die n. § 30 BNatSchG geschützt sind

•	 die landwirtschaftlich genutzte Erweiterungsfläche im Nordwesten umfasst einen 
Ackerschlag (Wintergetreide) auf dem Teilbereich Heusweiler und einen intensiv ge-
nutzten (gedüngten) Grünlandschlag auf Lebacher Bann mit zwei eingewachsenen 
linearen Obstbaumgruppen mit 2 alten und mächtigen (BHD ca. 80-100 cm) Kirsch-
bäumen

•	 in der Zusammenschau sind somit von dem Vorhaben bis auf einzelne wertgebende 
Habitatstrukturen (zwei Alt-Kirschen mit abstehenden Rindenstrukturen und Stamm-
spalten, Regenüberlaufbecken auf Lebacher Bann) keine wertgebenden Biotopstruk-
turen betroffen

Überbauter/versiegelter Bereich des Betriebsgeländes des ehemaligen Laminateparks mit wenigen durchge-
wachsenen Ziergrünflächen und Industrieanlagen mit Gebäudebrüter- und Fledermausquartierpotenzial



Bebauungsplan „Industrie- und Gewerbepark Eiweiler Nord“, Heusweiler/Lebach 17 www.kernplan.de

Kriterium Beschreibung

Unbebauter Bereich des Betriebsgeländes und Erweiterungsbereich; obere Bildreihe: Gehölzpflanzung mittlerer 
Maturität; mittlere Bildreihe: Intensivgrünlandbereich mit zwei kleinen eingewachsenen Obstbaumstreifen mit 
alten ausladenden Kirschbäumen; unten links: Blick auf die freigeräumte Lagerfläche des Betriebsgeländes (TB 
Lebach); unten rechts: gefasster Quellbereich des Kreuzbaches mit Rohrauslass

Schutzgut Boden:

•	 für das überbaute bzw. versiegelte Betriebsgelände ist ein nahezu vollständiger Ver-
lust der früher vorhandenen Bodenfunktionen anzunehmen; dies betrifft deutlich 
über die Hälfte des gesamten Geltungsbereiches, auch die wenigen Ziergrünflächen 
innerhalb des Betriebsgeländes sind durch Bodenumlagerung pedologisch überprägt

•	 die übrigen Böden sind verdichtet (ca. 0,8 ha Lagerfläche), umgelagert (Sichtschutz-
damm, RRB) oder infolge der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung stofflich vor-
belastet, die landwirtschaftlich genutzten Böden weisen jedoch (abgesehen von der 
ackerbaulichen Durchmischung innerhalb des Pflughorizontes) noch die natürliche 
Horizontfolge auf

•	 dies gilt vermutlich auch für die Gehölzflächen außerhalb der künstlich angelegten 
Böschungen oder Dämme am Rand der Betriebsfläche

•	 die Bodenübersichtskarte des Saarlandes (BÜK 100) weist außerhalb des als techno-
gen dargestellten Betriebsbereiches die Einheit 28 aus (Braunerde aus Hauptlage 
über Basislage aus vorwiegend feinklastischen Sedimentgesteinen des Rotliegenden 
und Karbon)

•	 die Karte der Versickerungseignung der Böden stellt demzufolge die Planungsfläche 
als Standort mit einer geringen Eignung dar

•	 das Ertragspotenzial als Maß für die Bodenfunktion „Lebensraum für Pflanzen“ wird 
mit mittel angegeben

•	 hinsichtlich des Biotopentwicklungspotenzials ist der Standorttyp 9 ausgewiesen 
(carbonatfreie Böden mit geringem Wasserspeichervermögen) 

•	 gem. der im Leitfaden des HLNUG vorgeschlagenen Kriterien sind die Böden im Hin-
blick auf den Funktionserfüllungsgrad der im BBodSchG aufgeführten Bodenfunktio-
nen daher lediglich mit gering zu bewerten
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Kriterium Beschreibung

•	 seltene Bodentypen sind nicht ausgewiesen (Quelle: LAPRO)

•	 Auf dem Gelände war aufgrund der Vornutzung mit Altlasten zu rechnen. Im Verfah-
ren zur Stilllegung des MDF-Werkes und des Heizkraftwerkes wurde daher eine orien-
tierende Altlastuntersuchung sowie eine Detailuntersuchung von Belastungsschwer-
punkten erstellt. Hierbei wurden schädliche Bodenveränderung im Bereich des 
Thermoölkellers erfasst, die im Verlauf der Rückbaumaßnahmen saniert werden. Eine 
Grundwasseruntersuchung im Abstrom des Belastungsschwerpunktes Thermoölkeller 
konnte keine Grundwasserbeeinflussung feststellen. Nach Rückbau und Sanierung 
der betroffenen Bereiche ist eine abschließende Untersuchung der Abstrompegel ge-
plant. Die laufenden Rückbaumaßnahmen werden durch einen zugelassenen Sach-
verständigen gem. § 18 BBodSchG begleitet

Schutzgut Wasser:

•	 der Geltungsbereich umfasst den Quellbereich und den Oberlauf des Kreuzbaches, 
der auf dem Betriebsgelände allerdings fast vollständig verrohrt ist

•	 die Wasserhaltung ist durch ein Regenrückhaltebecken mit Drossel- und Entlastungs-
bauwerk gesteuert

•	 die Quelle ist mit zwei Rohren gefasst, das Quellwasser wird über eine Betonhalb-
schale in ein mit Wasserbausteinen gesichertes technogenes, kaskadenartiges Ge-
rinne geleitet, das nach einer Strecke von ca. 20m in das Regenrückhaltebecken mün-
det

•	 am südlichen Ende des RRB wird das Wasser über ein Drosselbauwerk in die Verroh-
rung eingeleitet

Schutzgut Klima/Luft:

•	 die ca. 1,2 ha große Ackerfläche innerhalb des Geltungsbereiches ist im LAPRO als 
Teil der zu berücksichtigenden Kaltluftentstehungsgebietskulisse um Eiweiler darge-
stellt, für die ein direkter Siedlungsbezug besteht

Schutzgut Landschaftsbild:

•	 der bestehende Laminatepark ist bestimmender Teil der gewerblich-industriell ge-
prägten Gebietskulisse von Eiweiler, an die sich unmittelbar Wohnbauflächen an-
schließen

•	 insofern besteht am Standort nur eine geringe Landschaftsbildqualität, resp. eine 
deutliche visuelle Vorbelastung

•	 diese Beurteilung gilt auch für die nördlich angrenzende, weitgehend ausgeräumte 
und großschlägige Agrarlandschaft, zu der der nördliche Erweiterungsbereich des 
Planvorhabens zählt

•	 die Planungsfläche ist aufgrund der Kessellage von den umgebenden Höhenzügen 
(Wengenwald, Krohwald, Eichen- und Sonnenhof, Wohngebiete Hinter der Galgen-
heck, und an der Labacher und Großwaldstraße) grundsätzlich einsehbar

Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter:

•	 innerhalb des Geltungsbereiches ist ein in der Denkmalliste des Saarlandes-Teildenk-
malliste Regionalverband Saarbrücken gem. § 6 des Saarländischen Denkmalschutz-
gesetzes (SDSchG) verzeichnetes Denkmal registriert 

•	 eingetragen ist die mittlerweile als Baudenkmal erfasste Flugzeughalle auf dem Be-
triebsgelände (Gemarkung Eiweiler Flur 6, Flurstück 69/8), die 1946 für den Flugha-
fen St. Arnual/Saarbrücken errichtet wurde 

•	 über eventuelle Bodendenkmäler liegen keine Kenntnisse vor

•	 die gewerbliche Nutzung im Bereich des Laminateparks wurde vor ca. einem Jahr 
eingestellt, der geplante Erweiterungsbereich wird landwirtschaftlich als Grünland 
intensiv genutzt
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Schutzgut Mensch:

•	 durch die angrenzenden Gewerbebetriebe und die stark befahrenen B 268 besteht 
auch nach Schließung des Laminateparks bereits eine starke Lärmbelastung

•	 andererseits darf dem Standort eine Eignung als Erholungsraum abgesprochen wer-
den

Voraussichtlich erhebliche Umweltwirkungen

zu erwartende erhebliche Eingriffe auf 
die Schutzgüter und voraussichtlicher 
Kompensationsbedarf

Schutzgut Biotope, Fauna und Flora:

•	 der Bereich außerhalb des ehemaligen Laminateparks ist als Erweiterungsfläche für 
bauliche Anlagen und Betriebsbereiche vorgesehen und greift daher in größerem 
Umfang in bestehende landwirtschaftliche Nutzflächen ein

•	 die im Wesentlichen beanspruchte Fettwiese und die Ackerfläche ist jedoch lediglich 
als Biotop mit geringer ökologischer Wertzahl einzustufen

•	 dennoch ist bei einer vollständigen baulichen Ausnutzung von der Notwendigkeit 
eines externen Ausgleiches auszugehen, eine Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung wird 
im Umweltbericht vorgelegt

•	 struktur- und wertgebend sind lediglich zwei kleinflächige eingewachsene Gehölz-
streifen mit zwei alten Kirschbäumen auf dem Gebiet der Stadt Lebach, die auch 
grundsätzlich quartier- und nisttaugliche Rinden bzw. Stammstrukturen aufweisen

•	 weitere, allerdings nach oben offene Astabbruchhöhlen und eine Basis-Dendrotelme 
befinden sich an einer solitären Balsampappel innerhalb des Betriebsgeländes 

•	 der Bereich des Regenrückhaltebeckens auf dem Stadtgebiet von Lebach ist vollstän-
dig mit Röhricht- und schwingrasenartigen Bachbungengesellschaften bewachsen, 
die nach § 30 BNatSchG geschützt sind

•	 im Normalwasserfall findet kein permanenter Einstau statt mit der Folge, dass Laich-
möglichkeiten für Amphibien offenbar nicht zur Verfügung stehen

•	 Lebensräume n. Anh. 1 der FFH-Richtlinie sind von der Maßnahme nicht betroffen

•	 in Bezug auf die bereits begonnenen und genehmigten Rückbaumaßnahmen wurde 
der betroffene Anlagen- und Gebäudebestand von Seiten der Eigentümerin geprüft, 
es ergaben sich hierbei keine Hinweise auf vorhandene Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten von Arten

•	 der Baumbestand auf dem Betriebsgelände und außerhalb wurde ebenfalls dahin-
gehend geprüft. Auch hier ergaben sich keine Hinweise auf Höhlenbrüter oder quar-
tiertaugliche Höhlenstrukturen 

•	 Brutmöglichkeiten für Gehölzfreibrüter bieten sowohl die Gehölzflächen innerhalb 
des Betriebsgeländes als auch die beiden eingewachsenen Obstbaumgruppen

•	 Bodenbrüter dürfen aufgrund der benachbarten Anlagen, der stark befahrenen B 268 
und der intensiven Bewirtschaftung inkl. Gülledüngung und früher Erstmahd ausge-
schlossen werden

•	 die Grünlandfläche kommt daher allenfalls als Nahrungsraum in Frage, wobei die o.g. 
Einschränkung der bestehenden Stördisposition hier ebenfalls zutrifft; der Eingriff in 
einen potenziellen Nahrungsraum des Rotmilans darf aufgrund der im Vergleich zur 
weiträumigen Offenlandschaft geringen Flächengröße als nicht erheblich gewertet 
werden

•	 für Fledermäuse stellt der Planungsraum einen potenziellen Jagdraum dar, wobei im 
Bereich der Erweiterungsfläche die genannten Obstbaumgruppen und die randlichen 
Gehölzstrukturen eine Leitstruktur darstellen

•	 die älteren Kirschbäume bieten mit einigen Stammspalten und abstehender Rinde 
auch ein begrenztes Quartierangebot, eine konkrete Nutzung wurde jedoch nicht 
registriert 
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•	 in Bezug auf planungsrelevante Reptilienarten ist aufgrund der vorbeiführenden 
Bahntrasse (Saarbahn) mit der Mauereidechse zu rechnen, auch wenn im Umfeld 
keine konkreten Nachweise vorliegen; 

•	 eine Präsenz konnte bestätigt werden, wobei über die zu erwartende Verbreitung 
entlang der Bahnlinie hinaus auch innerhalb des Laminateparkgeländes Individuen 
gefunden wurden, weshalb weitere Maßnahmen zur Abwendung der artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbestände abgeleitet wurden

•	 aufgrund der zumindest temporären Durchflutung des RRB auf dem Stadtgebiet von 
Lebach ist zumindest für die häufigen Schwanzlurche wie Berg- und Fadenmolch und 
des Grasfrosches eine Reproduktion nicht völlig auszuschließen. Hierauf ergaben sich 
jedoch keine sicheren Hinweise

•	 der gesamte Bereich wird als öffentliche Grünfläche festgesetzt und kann in der jet-
zigen Ausprägung erhalten bleiben

•	 ein Vorkommen anderer prüfrelevanter Arten bzw. Artengruppen ist aufgrund der 
Habitatausstattung unwahrscheinlich

Schutzgut Boden:

•	 Wirkungen auf die Böden und Bodenfunktionen sind vor allem außerhalb des Be-
triebsgeländes im Bereich der Grünlandfläche angezeigt 

•	 mit dem vorliegenden Entwurf wird eine weitgehende Überbauung /Versiegelung der 
Planungsfläche legitimiert (GRZ 0,8)

•	 zur Herstellung des Bauplanums bzw. einer Terrassierung des abschüssigen Erweite-
rungsbereiches sind erhebliche Massenbewegungen erforderlich

•	 auch bei geringem Bodenfunktionserfüllungsgrad der natürlichen Böden im Erweite-
rungsbereich und der bereits bestehenden stofflichen Vorbelastung durch die intensi-
ve landwirtschaftliche Nutzung ist von der Notwendigkeit einer funktionalen Kom-
pensation i.S.d. Eingriffsregelung auszugehen, diese wird multifunktional durch die 
geplanten externen Ausgleichsmaßnahmen erbracht 

Schutzgut Wasser:

•	 durch die Planungsfläche verläuft der weitgehend verrohrte Kreuzbach

•	 der Quellbereich liegt unmittelbar nördlich der Fläche und ist mit einem Rohr gefasst, 
das am Rand des Geltungsbereiches zumindest im Winterhalbjahr offensichtlich 
durchgehend Quellwasser schüttet und über eine kurze offene Fließstrecke in das 
RRB leitet

•	 da aufgrund der bestehenden und geplanten Nutzung bzw. der intensiven Überbau-
ung im Gewässerumfeld eine Offenlegung oder Renaturierung des Gewässerlaufs 
zukünftig nicht in Aussicht steht ist, kann von der Einhaltung der Forderung nach § 
56 SWG abgesehen werden

•	 der Gefahr von Grundwasserschäden ist sowohl in der Bau- als auch der Betriebs-
phase durch einschlägige noch zu spezifizierende Schutzmaßnahmen zu begegnen

•	 gegenüber dem Bestand vergrößert sich die zukünftig industriell/gewerblich genutzte 
Fläche auf Gemarkung Eiweiler etwa um eine Fläche von 2 ha und auf der Gemar-
kung Landsweiler um ca. 2,5 ha, was bei vollständiger Ausnutzung der Fläche bei 
einer GRZ von 0,8 eine erhebliche Zunahme der Versiegelungsfläche und damit des 
anfallenden und zu beseitigenden Niederschlagswassers nach sich zieht 

•	 da eine Versickerung von Niederschlagswasser aufgrund der geringen Versickerungs-
eignung des Bodens nicht möglich ist, sollen die Niederschlagsabflüsse über mehrere 
Rückhaltebecken gedrosselt in den Kreuzbach eingeleitet werden

•	 einer erhöhten Schmutzwasserfracht des abfließenden Regenwassers durch Schwer-
verkehr soll mit der Vorschaltung von Regenklärbecken begegnet werden. 

•	 die Schmutzwasserabflüsse der neu zu entwickelnden Gewerbeflächen sollen an das 
entsprechend zu dimensionierende Schmutzwasserkanalnetz auf dem SVOLT-Gelän-
de angeschlossen werden.

•	 auch die Entwässerung des Laminatpark-Geländes soll zukünftig im Trennsystem er-
folgen
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Schutzgut Klima/Luft:

•	 kleinklimatische Wirkungen durch zusätzliche Überbauung/Versiegelung sind anzu-
nehmen

•	 betroffen ist ein kleiner Teil der im LAPRO ausgewiesenen Kaltluftentstehungskulisse 
mit direktem Bezug zur Siedlungsfläche von Eiweiler

•	 aufgrund der Flächengröße (ca. 1 ha) ist jedoch nicht von einer klimaökologisch er-
heblichen Minderung der Kaltluftentstehung und -ableitung auszugehen

•	 je nach Art der Industrie- und Gewerbeansiedlung entstehen Emissionen, die ggfs. im 
Zuge emissionsrechtlicher Genehmigungen zu würdigen sind

•	 für die aktuell geplante Ansiedlung der SVOLT sind gem. der zur Zeit zur Verfügung 
stehenden Informationen zu der geplanten Produktion keine hohen Emissionen an 
luftgetragenen Schadstoffen zu erwarten

Schutzgut Landschaftsbild:

•	 geplant ist zwar eine weitgehende Nachnutzung der bestehenden Produktionsanla-
ge, die Landschaftsbildwirkung der insgesamt beschränkten baulichen Erweiterungs-
option wird jedoch hauptsächlich im Bereich der Stadt Lebach wirksam, indem die 
Überbauung einer ca. 2,5 ha große Grünlandfläche und einer noch unbebauten La-
gerfläche baurechtlich legitimiert werden soll

•	 aufgrund der bereits bestehenden Vorbelastungen im Umfeld bzw. der geringen 
Landschaftsbildqualität einer weitgehend ausgeräumten Agrarlandschaft und der 
weiteren Beeinträchtigungen (Siedlungslage, Hochspannungstrasse, Verkehrswege) 
wird die bauliche Erweiterungsoption nicht als erheblich zu werten sein

•	 eine über die umgebenden Höhenlagen (ca. 1 km Entfernung) hinausgehende Fern-
wirkung besteht nicht

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter:

•	 durch das Vorhaben wird auf einer Fläche von insgesamt ca. 3,8 ha die intensive 
landwirtschaftliche Nutzung eingestellt

•	 aufgrund der vergleichsweise geringen Flächengröße und der landesplanerischen 
Zielsetzung (kein Vorranggebiet Landwirtschaft) darf dieser konkurrierende Nut-
zungsanspruch als nicht erheblich betrachtet werden

•	 insofern ist eine Verträglichkeit in Bezug auf das Sachgut Boden und seine wirtschaft-
liche Nutzbarkeit gewährleistet

•	 die als Einzeldenkmal gemäß § 2 SDschG eingetragene Flugzeughalle bleibt erhalten 
bzw. wird nach gegenwärtigem Kenntnisstand demontiert und an anderer Stelle wie-
der aufgebaut

•	 Bodendenkmäler, archäologisch bedeutende Landschaften oder in amtlichen Karten 
verzeichnete Gebiete sind für den Geltungsbereich nicht bekannt

Schutzgut Mensch:

•	 im näheren Umfeld der Planungsfläche befinden sich keine ausgewiesenen Wander-
wege

•	 erhebliche Wirkungen auf die menschliche Gesundheit oder die Erholungsfunktion 
dürfen aufgrund des bestehenden gewerblichen und verkehrlichen Umfeldes und der 
fehlenden Erholungseignung ausgeschlossen werden

•	 zusätzlich hohe Lärm- und Schadstoffemissionen sind im Vergleich mit der vormali-
gen Nutzung des Laminateparks nicht zu erwarten

•	 im Rahmen eines lärmtechnischen Gutachtens wurde eine Geräuschkontingentierung 
für die Industrie- und Gewerbeflächen nach den Vorgaben der DIN 45691 durchge-
führt

•	 weiterhin wurden die Geräuschemissionen durch den An- und Abfahrtverkehr auf 
öffentlichen Straßen zu dem geplanten Industrie- und Gewerbegebiet untersucht; 

•	 zusätzlich hohe Emissionen luftgetragener Schadstoffe sind durch die Ansiedlung der 
Fa. SVOLT nicht zu erwarten, jedenfalls keine in der Größenordnung der bei den Heiß-
press-Verklebungen der Laminate Park entstandenen Emissionen
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•	 zu thematisieren ist ggf. im Rahmen nachfolgender Baugenehmigungsverfahren der 
Havariefall (Brandgefährdung)

Artenschutzrechtliche Relevanzprüfung

Zu den artenschutzrechtlich relevanten 
Arten zählen alle gemeinschaftsrechtlich
geschützten Tier- und Pflanzenarten d. h.
alle streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten.

Avifauna:

•	 der Erweiterungsbereich ist potenzieller Teillebensraum von Offenland- und Sied-
lungs(rand)arten

•	 die eingewachsene Obstbaumreihe und die Gehölzpflanzungen entlang der Lager-
flächen und um das RRB im Teilbereich Lebach sind Brutraum für Gehölzbrüter, Arten 
mit erhöhter Planungsrelevanz (VSR Anh. 1 oder Rote Liste-Arten) wurden jedoch als 
Brutvögel nicht registriert

•	 mit den klassischen Wiesenbrütern oder anderen Vogelarten der Agrarlandschaft (z.B. 
Feldlerche) ist aufgrund der umgebenden Nutzung (Vertikalstrukturen) und Störsitu-
ation nicht zu rechnen

•	 Bruten am Gebäudebestand wurden auch bei den Erhebungen zur Umweltprüfung 
nicht registriert

Fledermäuse:

•	 unter den Fledermäusen dürfte das Gebiet von den nicht obligat an Wald adaptierten 
Arten als Jagdraum genutzt werden, vor allem entlang der Obstbaumreihe und den 
grenzständigen Böschungsgehölzen

•	 im Rahmen eines Gutachtens zum Rückbauantrag wurden keine Fledermausquartiere 
am Gebäude- oder Anlagenbestand registriert

Amphibien:

•	 aufgrund der zumindest temporären Durchflutung des RRB ist zumindest für die häu-
figen Schwanzlurche wie Berg- und Fadenmolch eine Reproduktion nicht völlig aus-
zuschließen. Es ergaben sich darauf jedoch keine Hinweise 

•	 eine genauere Prüfrelevanz besteht allerdings insofern nicht, als dass der gesamte 
Bereich als öffentliche Grünfläche festgesetzt wird und in der jetzigen Ausprägung 
erhalten bleibt, für den Fall einer Unterhaltung des RRB werden entsprechende Maß-
nahmen festgesetzt

Reptilien:

•	 unter den planungsrelevanten Reptilien (Zaun- und Mauereidechse, Schlingnatter) 
war im Gebiet mit einem Vorkommen der Mauereidechse zu rechnen, die im Schotter-
bett der vorbeiführenden Bahntrasse alle notwendigen Habitatrequisiten vorfindet, 
d.s. Besonnungsplätze, Versteckstrukturen/frostfreie Spalten und Höhlen zur Über-
winterung

•	 aufgrund der pedologischen Ausgangssituation (Lehme bzw. Böden mit höheren Ton-
gehalten) könnten allerdings grabbare, sandige Substrate zur Eiablage einen Mangel-
faktor darstellen

•	 über die zu erwartende Verbreitung entlang der Bahnlinie hinaus wurden auch inner-
halb des Laminateparkgeländes Individuen gefunden. Ein Hotspot befindet sich am 
westlichen Rand des ehemaligen, mittlerweile geräumten, Langstammlagers im Be-
reich der randlich zusammengeschobenen Rinden- und Holzreste. Es ist davon auszu-
gehen, dass sich auf der Lagerfläche bereits während der Betriebsphase des Lamina-
teparks eine Population etabliert hatte

Sonstige:

•	 Nachweise der Wildkatze im dicht besiedelten zentralen Saarland sind sehr selten; als 
Reproduktionsraum kommt der Standort aufgrund der Siedlungsnähe und aufgrund 
des Fehlens geeigneter Versteckmöglichkeiten nicht in Frage

•	 gleiches kann ohne nähere Betrachtung für die nachtaktive und streng an Gehölze 
gebundene Haselmaus vermutet werden, da auf der Fläche lediglich isolierte Gehölz-
flächen vorkommen, die im Fall der innerbetrieblichen Anpflanzungen zudem nur eine 
geringe Habitattradition aufweisen und zu wenig Nährsträucher enthalten, um als 
Lebensraum der Art zu dienen
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Kriterium Beschreibung

•	 dahingend besser ausgestattet ist die ringförmige Strauchpflanzung um das Regen-
rückhaltebecken, dieser Bereich wird in seinem Bestand durch die Festsetzung als 
öffentliche Grünfläche gesichert

•	 auf der Fettwiese (Lebacher Bann) ist weiterhin nicht mit Tagfaltern besonderer Pla-
nungsrelevanz zu rechnen, da die artspezifischen Nahrungs-/Wirtspflanzen fehlen  
(Scabiosa columbaria/Succisa pratensis/Gentiana spp. für Euphydryas aurinia, Sangui-
sorba officinalis für Maculinea nausithous, Thymus pulegioides und Origanum vulga-
re für Maculinea arion) oder die Habitatvoraussetzungen nicht erfüllt werden (Nass-
wiesen/-brachen für Lycaena dispar)

Fazit:

•	 nach erfolgter Abschichtung ergibt sich für die Planung eine grundsätzliche Relevanz 
für die nachgewiesenen oder am Standort zu erwartenden europäischen Vogelarten

•	 da unter den registrierten und mit höherer Wahrscheinlichkeit auf der Fläche brüten-
den Arten vor allem Gehölzfreibrüter der störungstoleranten und i.d.R. euryöken/ubi-
quitären Arten zu erwarten sind, darf in Bezug auf die weiterhin bestehende ökologi-
sche Funktion der Fortpflanzungsstätten i.d.R. eine Legalausnahme nach § 44 Abs. 5 
Nr. 3 BNatSchG geltend gemacht werden 

•	 für die potenziell im benachbarten Gleiskörper der Saarbahn verbreitete Mauer-
eidechse werden entsprechende Schutzmaßnahmen im Bebauungsplan festgesetzt

Umwelthaftung

Auswirkungen im Sinne des Umweltscha-
densgesetzes

•	 die intensiv genutzte Grünlandfläche ist kein FFH-Lebensraum

•	 über die Verbote des § 44 BNatschG hinaus darf in Bezug auf die den Planungsraum 
evtl. frequentierenden relevanten Tierarten (Arten des Anh. 1 VSR und Zugvögel, FFH-
Anh. II-Arten) eine essentielle Bedeutung als Teillebensraum und damit die Gefahr 
eines diesbezüglichen Biodiversitätsschadens ausgeschlossen werden.

•	 durch die Planung sind Fortpflanzungs- und Ruhestätten der in Anh. IV der FFH-Richt-
linie aufgeführten Mauereidechse betroffen; um eine Haftungsfreistellung zu erwir-
ken, sind daher Maßnahmen geplant, die sicherstellen, dass eine Schädigung i.S.d. 
§19 Abs. 1 BNatSchG nicht eintritt

•	 eine Jagdraumnutzung der ca. 2,5 ha großen mehrschürigen Grünland- und der 1,25 
ha großen Ackerfläche durch den Rotmilan ist zwar denkbar, eine Erheblichkeit ist 
jedoch aufgrund der geringen Flächengröße und der weiteren potenziellen Jagdge-
biete in der nördlich angrenzenden weiträumigen Offenlandschaft nicht anzunehmen
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan des Regionalverbandes stellt für den Teilbereich Heusweiler 
überwiegend gewerbliche Baufläche dar. Teile des Plangebietes überschreiten zwar die 
dargestellten Gewerblichen Bauflächen, jedoch ist diese geringfügige Überschreitung 
vom Entwicklungsspielraum der verbindlichen Bauleitplanung gedeckt.

Der Flächennutzungsplan der Stadt Lebach stellt für den nördlichen Teilbereich des 
Plangebietes eine gewerbliche Baufläche, eine Fläche für die Landwirtschaft und 
Bahntrasse dar. Nachrichtlich ist eine 35-kV-Leitung und Umgrenzung eines Landschafts-
schutzgebietes dargestellt. Aus diesem Grund wird für den nördlichen Teilbereich des 
Bebauungsplanes der Flächennutzungsplan der Stadt Lebach im Parallelverfahren gem. § 
8 Abs. 3 BauGB teilgeändert

Bisherige Darstellung:
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Kriterium Beschreibung

Teiländerung:

Bebauungsplan nicht vorhanden
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§  1-14 
BauNVO

Gewerbegebiet GE

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 8 BauNVO

Als Art der baulichen Nutzung wird für den 
südlichen Teilbereich des Plangebietes ein 
Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO festge-
setzt. Dies entspricht dem Teilbereich, in 
dem sich später die Verwaltungsgebäude 
und sonstigen Nebengebäude von SVOLT 
befinden sollen.

Aus dem Katalog der allgemein zulässigen 
Nutzungen werden Anlagen für sportliche 
Zwecke und Tankstellen gestrichen. Hierfür 
besteht weder ein Erfordernis, noch ist eine 
derartige Nutzung an diesem Standort städ-
tebaulich gewünscht.

Der Begriff der Tankstelle ist im vorliegen-
den Fall im bauplanungsrechtlichen Sinne 
zu verstehen. „Seit jeher wird unter dem 
Begriff der ‚Tankstelle‘ aber die Bedienung 
der Treibstoffzapfsäulen und der kleine Kun-
dendienst (Wagenwaschen und Wagenpfle-
ge mit der Behebung kleiner Mängel und 
‚Pannen‘) verstanden“ (Quelle: Fickert/Fie-
seler: Kommentar zur Baunutzungsverord-
nung, 11. Auflage, § 2, Rn. 23). Betriebs-
tankstellen ( => nicht öffentlich zugänglich 
und nicht kommerziell) zur Betankung von 
Betriebsfahrzeugen fallen unterdessen nicht 
unter den Begriff der oben definierten 
‚Tankstelle‘. 

Da Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen 
schädliche Wirkungen auf die zentralen Ver-
sorgungsbereiche entfalten und die ge-
wünschte gewerbliche Entwicklung räum-
lich behindern können, werden sie ebenfalls 
Reglementierungen unterworfen. Deshalb 
sind Verkaufsflächen in Verbindung mit Ge-
werbebetrieben, im Sinne eines „Hand-
werksprivilegs“, nur im direkten funktiona-
len und standörtlichen Zusammenhang mit 
Produktions- oder Handwerksbetrieben in-
nerhalb bestimmter Größenordnungen zu-
lässig. Damit sollen Nutzungen, deren be-
trieblicher Schwerpunkt die Produktion 
oder Bearbeitung von Gütern oder auch 
Dienstleistungen ist, in gewissem Umfang 
auch der Verkauf dieser Produkte als unter-

geordnetem Betriebszweig ermöglicht wer-
den.

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschafts
personen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 
zugeordnet und ihm gegenüber in Grund-
fläche und Baumasse untergeordnet sind, 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale 
und gesundheitliche Zwecke sind ausge-
schlossen, da auch hier kein städtebauli-
ches Erfordernis besteht und die Ansiedlung 
von Gewerbebetrieben Vorrang hat. 

Vergnügungsstätten, Läden mit Geschäfts- 
und Verkaufsflächen für Sexartikel (Sex-
shops und Videotheken) und sonstige Ge-
werbebetriebe, in denen sexuelle Tätigkei-
ten gewerblich ausgeübt oder angeboten 
werden (Bordelle bzw. bordellähnliche Be-
triebe einschließlich Wohnungsprostitution) 
werden im Bebauungsplan ausgeschlossen. 
Durch den Ausschluss solcher Vergnügungs-
stätten soll verhindert werden, dass hier ein 
örtlicher Schwerpunkt des Vergnügens und 
der Prostitution entstehen könnte, was der 
Eigenart des Gebietes entgegenstünde. 
Weiterhin soll Trading-Down-Effekten vor-
gebeugt werden, die im Zuge einer solchen 
Ansiedlung möglicherweise zu einer Ver-
drängung der bestehenden Gewerbebetrie-
be im Umfeld führen könnten (Abwärtsspi-
rale: Verlust an Lagequalität, Niveauabsen-
kung, Mietpreisverzerrungen, Leerstände, 
Gefahr von Verdichtungstendenzen bis hin 
zu Vergnügungs- und Rotlichtvierteln). Ins-
besondere die Adressbildung würde unter 
einer Ansiedlung solcher Vergnügungsstät-
ten und vergnügungsstättenähnlicher Nut-
zungen leiden. Die Gefahr der durch Ver-
gnügungsstätten, Bordelle und bordellarti-
ge Nutzungen ausgelösten städtebaulichen 
Spannungen ist mit den Ansprüchen an eine 
nachhaltige städtebauliche Entwicklung 
nicht vereinbar.

Für die ausgeschlossenen Nutzungen be-
steht an anderer Stelle im Gemeinde- bzw. 
Stadtgebiet ein ausreichendes Angebot.  

Zur Gewährleistung der Verträglichkeit zur 
angrenzenden Nutzung wird sowohl für das 
Gewerbe- als auch das Industriegebiet eine 
Lärmkontingentierung aufgenommen. Je 
nach späterer Nutzung ist zudem die lufthy-
gienische Verträglichkeit nachzuweisen. 

Aufgrund der in kurzer Entfernung zum Ge-
werbegebiet gelegenen Wohngebieten 
bzw. Gebieten, die überwiegend dem Woh-
nen dienen, sind Betriebsbereiche im Sinne 
des § 3 Abs. 5a BImSchG (Störfallanlagen) 
nur zulässig, wenn die jeweils zu bestim-
menden angemessenen Abstände gemäß 
dem Leitfaden KAS-18 zu benachbarter 
Nutzung wie ausschließlich oder überwie-
gend dem Wohnen dienender Gebiete so-
wie zu sonstigen schutzbedürftigen Gebie-
ten nicht unterschritten werden.

Industriegebiet GI

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 9 BauNVO

Als Art der baulichen Nutzung wird für den 
zentralen und nördlichen Bereich ein Indus-
triegebiet gem. § 9 BauNVO festgesetzt.

Aus dem Katalog der ausnahmsweise zuläs-
sigen Nutzungen werden Wohnungen für 
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie 
für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die 
dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm 
gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sind, Anlagen für kirchliche, 
kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke sowie Tankstellen gestri-
chen. Hierfür besteht weder ein Erfordernis, 
noch ist eine derartige Nutzung an diesem 
Standort städtebaulich gewünscht.

Der Begriff der Tankstelle ist im vorliegen-
den Fall im bauplanungsrechtlichen Sinne 
zu verstehen. „Seit jeher wird unter dem 
Begriff der ‚Tankstelle‘ aber die Bedienung 
der Treibstoffzapfsäulen und der kleine Kun-
dendienst (Wagenwaschen und Wagenpfle-
ge mit der Behebung kleiner Mängel und 
‚Pannen‘) verstanden“ (Quelle: Fickert/Fie-
seler: Kommentar zur Baunutzungsverord-
nung, 11. Auflage, § 2, Rn. 23). Betriebs-
tankstellen ( => nicht öffentlich zugänglich 
und nicht kommerziell) zur Betankung von 
Betriebsfahrzeugen fallen unterdessen nicht 
unter den Begriff der oben definierten 
‚Tankstelle‘. 

Vergnügungsstätten sind in Industriegebie-
ten gem. der BauNVO von 1990 allgemein 
unzulässig.

Aufgrund der in kurzer Entfernung zum In-
dustriegebiet gelegenen Wohngebieten 
bzw. Gebieten, die überwiegend dem Woh-
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Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

TEIL A: PLANZEICHNUNG

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT.
Stand Katastergrundlage Kernplan: 23.07.2020

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch 
nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten 
(Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen. 
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nen dienen, sind Betriebsbereiche im Sinne 
des § 3 Abs. 5a BImSchG (Störfallanlagen) 
nur zulässig, wenn die jeweils zu bestim-
menden angemessenen Abstände gemäß 
dem Leitfaden KAS-18 zu benachbarter 
Nutzung wie ausschließlich oder überwie-
gend dem Wohnen dienender Gebiete so-
wie zu sonstigen schutzbedürftigen Gebie-
ten nicht unterschritten werden.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die Festsetzung der maximalen Höhe bauli-
cher Anlagen dient der Verhinderung einer 
Höhenentwicklung über das unbedingt nö-
tige Maß hinaus. 

Weiterhin stellt die Festsetzung der maxi-
malen Höhe baulicher Anlagen sicher, dass 
durch eine maßvolle Höhenentwicklung kei-
ne negative Beeinträchtigung des Orts- 
bzw. Stadt- und Landschaftsbildes vorberei-
tet wird. Die festgesetzten Höhen orientie-
ren sich zum einen an der Bestandsbebau-
ung und zum anderen an der städtebauli-
chen Konzeption der geplanten Ansiedlung.  

Die Höhe wird dabei ausgehend vom Be-
stand des Laminate-Parks einheitlich für die 
komplette Gebietsentwicklung festgesetzt. 
Damit ist gewährleistet, dass trotz Topogra-
fie eine einheitliche Höhenentwicklung er-
folgt.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhe ist der Festsetzung 
zu entnehmen.

Es ist somit nicht von einer erheblichen Be-
einträchtigung des Orts- bzw. Stadt- und 
Landschaftsbildes durch neue Baukörper 
auszugehen.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl gem. §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-

währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die Festsetzung einer GRZ von 0,8 ent-
spricht gemäß § 17 BauNVO der Obergren-
ze für Gewerbe- und Industriegebiete.

Baumassenzahl (BMZ)

Die Baumassenzahl gibt an, wie viel Kubik-
meter Baumasse je Quadratmesser Grund- 
stücksfläche im Sinne des § 19 Abs. 3 
BauNVO zulässig sind.

Die Festsetzung einer BMZ von 10,0 ent-
spricht gemäß § 17 BauNVO der Obergren-
ze für Gewerbe- und Industriegebiete. 

Die Festsetzung der Baumassenzahl (BMZ) 
ermöglicht i.V.m. der GRZ die eindeutige Be-
stimmung des Maßes der baulichen Nut-
zung für Gebäude auch unabhängig von 
der Zahl und Höhe ihrer Vollgeschosse so-
wie für bauliche Anlagen, die keine Vollge-
schosse enthalten, auch unabhängig von 
deren Höhe. Die BMZ eignet sich daher be-
sonders für Gewerbebauten mit differen-
zierter Form. 

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Die Festsetzung einer abweichenden Bau-
weise mit zulässiger Gebäudelänge über 50 
m eröffnet ein hohes Maß an Flexibilität bei 
der Bemessung des Baukörpers und ermög-
licht eine zweckmäßige Nutzung des Bau-
gebietes.

Das entspricht auch der im gewerblichen 
Bereich üblichen Hallenbauweise.

Überbaubare und nicht über
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gem. § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-

che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht überschritten werden darf. 

Die Baugrenzen wurden maximal dimensio-
niert, da im industriellen Bereich große zu-
sammenhängende Bauflächen benötigt 
werden. Zum Zeitpunkt der Aufstellung des 
Bebauungsplanes ist zudem nicht absehbar, 
ob die Fläche komplett von einem Gewer-
bebetrieb besetzt wird oder ob sich weitere 
kleinere Gewerbebetriebe ansiedeln wer-
den.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücks
fläche sind untergeordnete Nebenanlagen 
und Einrichtungen (§ 14 BauNVO) zulässig, 
die dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücke oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen (z.B. untergeordnete 
Nebenanlagen und Einrichtungen). Die Aus-
nahmen des §  14 Abs.  2 BauNVO gelten 
entsprechend. 

Umgrenzung der Flächen, die 
von der Bebauung freizuhalten 
bzw. nur eingeschränkt bebau-
bar sind; hier: Bauverbots- bzw. 
Baubeschränkungszonen Bun-
desstraße 268 (B268) / Schutz-
streifen Gashochdruckleitung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Schutzflächen, die gem. dem Bundesfern-
straßengesetz (FStrG) von der Bebauung 
freizuhalten bzw. nur eingeschränkt nutzbar 
sind, werden nachrichtlich in den Bebau-
ungsplan aufgenommen.

Die Belastung von Teilen des Plangebietes 
mit Schutzstreifen entlang der Versorgungs-
leitung dient zum einen dazu, dem Versor-
gungsträger die Zugänglichkeit der Grund-
stücke zu Wartungs-/Instandhaltungszwe-
cken zu gewährleisten und zum anderen 
zum Schutz der unterirdischen Versorgungs-
leitung.

Straßenverkehrsflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Der zur Erschließung des Plangebietes be-
nötigte Bereich der Reisbachstraße wird als 
öffentliche Straßenverkehrsfläche in den 
Bebauungsplan übernommen. Die Festset-
zung gewährleistet die öffentliche Erschlie-
ßung aller Flächen innerhalb des Plange-
bietes. Zudem wird eine Wendeanlage fest-
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gesetzt, damit irrtümlich ins Gebiet fahren-
der Verkehr eine Wendemöglichkeit hat.

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: öf-
fentliche Parkplatzfläche Saar-
bahn

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Der innerhalb des Plangebietes bestehende 
öffentliche Park & Ride-Parkplatz der Ge-
meinde Heusweiler wird als Verkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung in den Be-
bauungsplan übernommen und somit lang-
fristig gesichert.

Unterirdische Ver- und Ent-
sorgungsleitungen; hier: Gas-
hochdruckleitung / Mittelspan-
nungskabel / Kanal

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Durch und angrenzend zum Plangebiet ver-
laufen unterirdische Ver- und Entsorgungs-
leitungen. Da hiervon Flächen des Gewer-
be- und Industriegebietes in Anspruch ge-
nommen werden, werden die Verläufe der 
Leitungen im Bereich dieser Nutzungen in 
den Bebauungsplan übernommen. Vor der 
Inanspruchnahme dieser Flächen müssen 
die Nutzbarkeit und die erforderlichen Ein-
weisungen rechtzeitig mit den Ver- und Ent-
sorgungsträgern abgestimmt werden. 

Öffentliche Grünflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die Festsetzung der öffentlichen Grünflä-
chen sichert den Erhalt der nicht für die ge-
werbliche Nutzung erforderlichen, be-
stehenden Grünflächen entlang der Reis-
bachstraße innerhalb des Plangebietes und 
der Eingrünung des nördlich im Plangebiet 
gelegenen Regenrückhaltebeckens sowie 
dessen Erhalt als Biotop. 

Fläche für die Regelung des 
Wasserabflusses; hier: Anlagen 
zur Rückhaltung und Versicke-
rung des Niederschlagswassers

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16b BauGB

Mit der Festsetzung wird sichergestellt, dass 
das im Plangebiet bestehende Regenrück-
haltebecken erhalten wird. Die Festsetzung 

gewährleistet zudem, dass gebietsintern 
und den umliegenden Anliegern kein zu-
sätzliches Risiko durch unkontrollierte Über-
flutungen entsteht.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG. Darüber hinaus sollen die 
Festsetzungen dazu beitragen, die Beein-
trächtigungen der durch das Planvorhaben 
induzierten Eingriffe zu mindern und so 
weit wie möglich auszugleichen.

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
zu entnehmen.

Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Eine genaue Auflistung der schalltechni-
schen Maßnahmen in Form von Emissions-
kontingenten ist der textlichen Festsetzung 
im Bebauungsplan zu entnehmen. Die 
Übernahme der schalltechnischen Maßnah-
men garantiert die Umsetzung des Schall-
technischen Gutachtens der SGS-TÜV Saar 
GmbH. Mit den getroffenen Festsetzungen 
ist gewährleistet, dass es nicht zu schädli-
chen Umwelteinwirkungen im Plangebiet 
und der Umgebung, insbesondere im Orts-
teil Eiweiler, durch Lärm kommt. 

Die Einhaltung der Emissionskontingente 
muss im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens nachgewiesen werden.

Anpflanzung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Die Festsetzung von Anpflanzungen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen garantiert eine strukturreiche und 

optisch ansprechende Eingrünung der neu 
anzulegenden Stellplatzflächen. 

Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

Die getroffenen Festsetzungen stellen den 
langfristigen Erhalt der ökologisch hoch-
wertigen, zum Teil gesetzlich geschützten, 
Gehölz- und Biotopstrukturen innerhalb des 
Plangebietes sicher. 

Kompensationsmaßnahmen

Gem. § 9 Abs. 1a BauGB

Bei Durchführung der vorliegenden Planung 
entsteht ein ökologisches Defizit, welches 
nicht innerhalb des Geltungsbereiches kom-
pensiert werden kann und ein Waldverlust. 
Der ökologische und forstrechtliche Aus-
gleich muss durch externe Maßnahmen 
außerhalb des Bebauungsplans kompen-
siert werden.

Die einzelnen Kompensationsmaßnahmen 
sind den textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes, den Erläuterungen und 
Maßnahmenplänen des Umweltberichtes 
zu entnehmen.

Die v.g. Festsetzung stellt somit die voll-
ständige Kompensation des aus dem 
Planvorhaben resultierenden Eingriffs in die 
Natur und Landschaft sicher.

Festsetzungen aufgrund landes
rechtlicher Vorschriften (gem. 
§9 Abs. 4 BauGB i.V.m. LBO 
und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarlän-
disches Wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. 

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarländi-
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schen Landesbauordnung (LBO) gestalteri-
sche Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Orts- bzw. Stadt- und 
Landschaftsbild. Das Vorhaben fügt sich mit 
den getroffenen Festsetzungen harmonisch 
in die Umgebung ein.

•	 Dachform, Dachneigung: Vermeidung 
gestalterischer Auswüchse

•	 Dacheindeckung: Vermeidung gestalte-
rischer Auswüchse durch grelle Farbtö-
ne oder nicht orts- bzw. stadtbildge-
rechte Materialien. 

•	 Böschungen, Abgrabungen und Auf-
schüttungen: Zur Realisierung des Plan-
vorhabens sind Geländemodellierungen 
in Form von Böschungen, Abgrabungen 
und Aufschüttungen zulässig. Hierdurch 
wird gewährleistet, dass die bestehen-
de Topografie keine negativen Auswir-
kungen auf das Planvorhaben haben 
wird.

•	 Werbeanlagen: Werbeanlagen werden 
nicht generell ausgeschlossen. Das Auf-
stellen von Werbeanlagen wird lediglich 
nach Standort und Ausgestaltung be-
schränkt. Dies vermeidet negative Be-
einträchtigungen der angrenzenden in 
kurzer Entfernung gelegenen Bundes-
straße. Auf weitere Einschränkungen 
wird verzichtet, um auch den zulässigen 
Nutzungen zweckentsprechende Wer-
bung zuzulassen.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche 
Planungsentscheidung. Hier setzt die Kom-
mune ihr städtebauliches Konzept um und 
entscheidet sich für die Berücksichtigung 
bestimmter Interessen und die Zurückstel-
lung der dieser Lösung entgegenstehenden 
Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die im 
vorliegenden Fall aus folgenden vier 
Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials

•	 Gewichtung der Belange

•	 Ausgleich der betroffenen Belange

•	 Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den  Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-

einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
der geplante Gewerbe- und Industriepark 
hinsichtlich der zulässigen Art der baulichen 
Nutzung die angrenzenden Nutzungen be-
rücksichtigt. Zusätzlich schließen die getrof-
fenen Festsetzungen zu den Emissionskon-
tingenten und dem lufthygienischen Nach-
weis innerhalb des Plangebietes jede Form 
der Nutzung aus, die im direkten Umfeld zu 
Störungen und damit zu Beeinträchtigun-
gen führen könnte. Die erfolgte Aufteilung 
in Gewerbe- und Industriegebiet trägt darü-
ber hinaus dazu bei. 

Zudem werden ausreichende Abstandsflä-
chen berücksichtigt und geruchsemittieren-
de Betriebe sowie Störfallanlagen ausge-
schlossen, welche die nächstgelegenen 
Wohnbebauungen Eiweilers negativ beein-
trächtigen könnten.

Mit Einhaltung der Emissionskontingente 
aus dem Schalltechnischen Gutachten ist 
das verträgliche Nebeneinander von Indust-
rie, Gewerbe, Mischnutzung und Wohnen 
gewährleistet. 

Der Bebauungsplan kommt somit der For-
derung, dass die Bevölkerung bei der Wah-
rung der Grundbedürfnisse gesunde und si-
chere Wohn- und Arbeitsbedingungen vor-
findet, im vollem Umfang nach.

Auswirkungen auf die Belange der 
Wirtschaft und der Erhaltung, Siche-
rung und Schaffung von Arbeitsplät-
zen

In der Bauleitplanung sind die wirtschaftli-
chen Belange in erster Linie durch ein aus-
reichendes, den wirtschaftlichen Bedürfnis-
sen entsprechendes Flächenangebot zu be-
rücksichtigen. Dem wird durch die Auswei-
sung des Gewerbe- und Industriegebietes 
Rechnung getragen.

Daneben spielt auch die Bereitstellung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen eine wichtige 
Rolle. Diesen Interessen trägt der vorliegen-
de Bebauungsplan Rechnung. 

Mit Realisierung der Planung wird die Ge-
werbe- und Arbeitsplatzstruktur in der Ge-
meinde Heusweiler und der Stadt Lebach 
nachhaltig gestärkt.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
bzw. Stadt- und Landschaftsbildes

Es handelt sich um einen durch die ehema-
lige gewerbliche Nutzung (LaminatePark) 
und die Bundesstraße 268 (B268) gepräg-
ten Standort, welcher keine besondere Be-
deutung für das Orts- bzw. Stadt- und 
Landschaftsbild hat. 

Die Regelungen der Gebäudevolumina 
i.V.m. der Eingrünung des Plangebietes und 
der Berücksichtigung der Topografie ge-
währleisten, dass keine unzumutbaren Be-
einträchtigungen des Orts- bzw. Stadt und 
Landschaftsbildes durch das Gewerbe- und 
Industriegebiet erfolgen. Nachteilige Aus-
wirkungen sind nicht zu erwarten. 

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Aufgrund der Vornutzung (ehemaliger fast 
vollständig überbauter bzw. versiegelter La-
minate-Park) und der intensiven landwirt-
schaftlichen Nutzung im geplanten Erweite-
rungsbereich sind keine wertgebenden Bio-
topstrukturen betroffen. Lediglich auf dem 
Stadtgebiet von Lebach befindet sich eine 
eingewachsene Obstbaumreihe und im Be-
reich des Regenrückhaltebeckens n. § 30 
BNatSchG geschützte Röhrichte. Letztere 
können durch die Festsetzung als öffentli-
che Grünfläche unter Wahrung der hydrauli-
schen Leistungsfähigkeit im Grundsatz er-
halten werden. 

Der Planungsraum und sein Umfeld sind 
insgesamt durch die gewerbliche Nutzung 
und die stark befahrene B 268 bereits vor-
belastet. 

Von dem Planvorhaben sind, bei Beachtung 
der festgesetzten Vermeidungs- und Minde-
rungsmaßnahmen, keine erheblichen Wir-
kungen auf die Schutzgüter zu erwarten.

Artenschutzrechtliche Belange sind im Fall 
der auf der Planungsfläche brütenden Vögel 
und der Mauereidechse tangiert.

Auswirkungen der Planung, Abwägung
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Im Hinblick auf die Brutvögel darf für die 
auf der Fläche vorkommenden siedlungs-
holden und/oder weitgehend störungstole-
ranten Arten eine Legalausnahme n. §44 
Abs. 5 Nr. 3 angenommen werden. 

Für den auf der Fläche möglicherweise brü-
tenden Haussperling darf angenommen 
werden, dass ein relevanter  Einfluss der 
Planung auf die ökologische Funktion der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten deshalb 
ausgeschlossen werden kann, weil der 
Gebäudebestand weitgehend erhalten 
bleibt bzw. durch weitere Gebäude ergänzt 
wird. Der Tötungstatbestand muss wie bei 
den Gehölzbrütern durch zeitliche Be-
schränkungen von Rodungs- und weiterer 
Rückbaumaßnahmen ausgeschlossen wer-
den.

Für die Mauereidechse werden entspre-
chende Schutzmaßnahmen festgesetzt, die 
sowohl die Verbotstatbestände n. § 44 
BNatSchG ausschließen als auch eine Haf-
tungsfreistellung n. § 19 Abs. 1 ermögli-
chen.

Für den auch im siedlungsnahen Umfeld zu 
erwartenden Rotmilan ist die Erweiterungs-
fläche mit insgesamt 3,8 ha potenziell als 
Nahrungsraum nutzbarer Fläche im Kontext 
des weiträumigen landwirtschaftlich ge-
nutzten Offenlandes um Eiweiler zu gering, 
um als relevante Minderung des Nahrungs-
angebotes zu gelten. 

Der nördliche Teilbereich (Gemarkung 
Landsweiler) des Plangebietes liegt vollum-
fänglich im Randbereich des Landschafts-
schutzgebietes L 3.02.20 „LSG im Land-
kreis Saarlouis – im Bereich der Gemeinde 
Saarwellingen und Lebach“ (VO v. 31. Juli 
1977, Abl. d.S. 1977, S. 405ff.). Das Verfah-
ren zur Ausgliederung des Landschafts-
schutzgebietes wurde eingeleitet; im An-
schluss an den Satzungsbeschluss soll die 
Ausgliederung vollzogen und im Amtsblatt 
des Saarlandes veröffentlicht werden. 

Vom Planvorhaben sind keine Schutzgebie-
te, insbesondere keine Schutzgebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung betroffen, 
die dem Planvorhaben entgegenstehen 
könnten.

Das durch die Überplanung unversiegelter 
Flächen entstehende ökologische Defizit 
und der Waldverlust werden durch die ex-
terne Kompensationsmaßnahme außerhalb 
des Plangebietes vollständig ausgeglichen.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes, Starkregen

Aufgrund der Lage des Plangebietes sind 
während der Baudurchführung und bis hin 
zur endgültigen Begrünung und Grund-
stücksgestaltung besondere Maßnahmen 
zur Abwehr von möglichen Überflutungen 
durch die Grundstückseigentümer zu be-
denken. Den umliegenden Anliegern wird 
folglich kein zusätzliches Risiko durch un-
kontrollierte Überflutungen entstehen. In-
sofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
durch das Vorhaben nicht negativ beein-
trächtigt werden. 

In dem Entwässerungskonzept wurden 
Rückhaltevolumina definiert, die auf ent-
sprechende Regenereignisse ausgelegt 
sind.

Auswirkungen auf die Belange der 
Land- und Forstwirtschaft 

Für das Planvorhaben werden landwirt-
schaftliche Flächen in Anspruch genommen. 
Die Existenzen der betroffenen Landwirte 
sind jedoch nicht durch die vorliegende Pla-
nung bedroht. Entsprechende Ersatzflächen 
werden gesucht.

Zudem wird eine flächige Gehölzpflanzung 
im westlichen Teil des Laminatepark-Gelän-
des von der Forstbehörde als Wald i.S.d. § 2 
LWaldG eingestuft. Da entsprechende Kom-
pensationsmaßnahmen zu erfolgen haben, 
sind keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange der Forstwirtschaft zu erwarten.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Die Belange des Verkehrs werden durch die 
vorliegende Planung nicht erheblich negativ 
beeinträchtigt. Das zusätzliche Verkehrsauf-
kommen durch Schwerlastverkehr kann 
über die Reisbachstraße aufgenommen und 
im weiteren Verlauf über die Bundesstraße 
268 (B268) abgeführt werden. 

Die festgestellten Verkehrserhöhungen sind 
in Bezug auf den Querschnitt der Straße 
selbst und deren Funktion im Verkehrsgefü-
ge unkritisch. 

Aus verkehrstechnischer Sicht war zu prü-
fen, ob die beiden Anschlüsse an die B 268 
zukünftig leistungsfähig sind, die prognosti-
zierten Verkehre aufzunehmen.  

Der Knoten B 268 / Reisbachstraße / L 339 
ist auch nach der Entwicklung des „Indust-

rie- und Gewerbeparks Eiweiler-Nord“ aus-
reichend leistungsfähig die Neuverkehre mit 
befriedigender Qualität (QSV C) aufzuneh-
men. 

Der Knotenpunkt B 268 / Lebacher Straße 
besitzt bereits heute keine ausreichende 
Leistungsfähigkeit (QSV F) und kann somit 
auch keine Mehrverkehre mehr aufnehmen. 
Insofern ist der Knotenpunkt zu ertüchtigen. 
Untersucht wurden die beiden Varianten 
„Signalisierung des Knoten“ und „Kreisver-
kehr“. Die erreichbaren Verkehrsqualitäten 
betragen bei der signalisierten Lösung QSV 
D (ausreichend) und für den Kreisverkehr 
QSV B (gut). 

Beim Landesbetrieb für Straßenbau läuft 
bereits eine Planungsmaßnahme für diesen 
Bereich, so dass davon ausgegangen wird, 
dass die Belange des Verkehrs berücksich-
tigt werden.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind aufgrund der be-
stehenden Bebauung innerhalb des 
Plangebietes bereits grundsätzlich vorhan-
den bzw. werden im Rahmen der Realisie-
rung ausgebaut.  

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zu neuen Versiegelun-
gen, was voraussichtlich zu einer Verände-
rung des Mikroklimas führen wird. Es han-
delt sich jedoch nicht um ein dicht besiedel-
tes Gebiet, in dem sich derartige Verände-
rungen in erheblicherem Ausmaß auf das 
lokale Klima auswirken könnten. Zudem ist 
der Standort durch die stark befahrene an-
grenzende Bundesstraße und die vormalige 
gewerbliche Nutzung des Laminate-Parks  
bereits vorbelastet. Aufgrund der 
Flächengröße ist nicht von einer klimaöko-
logisch erheblichen Minderung der Kaltluft-
entstehung und -ableitung auszugehen.

Erheblich negative Auswirkungen auf die 
Belange des Klimas können somit insge-
samt ausgeschlossen werden.
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Auswirkungen auf private Belange

Durch die Planung ergeben sich für die pri-
vaten Grundstückseigentümer der angren-
zenden Umgebung keine erheblich negati-
ven Folgen. Zum einen sind die festgesetz-
ten Nutzungsarten verträglich zur 
Umgebungsnutzung. Zum anderen wurden 
entsprechende Festsetzungen getroffen, um 
das harmonische Einfügen in den angren-
zenden Bestand zu sichern.

Die bauplanungs- und bauordnungsrechtli-
chen Vorgaben werden eingehalten.

Es ist nicht davon auszugehen, dass das 
Planvorhaben negative Auswirkungen auf 
private Belange haben wird.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung (bzw. Än-
derung) von Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 
BauGB zu berücksichtigenden Belange wer-
den nach jetzigem Kenntnisstand durch die 
Planung nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zur Revitalisierung und 
Weiterentwicklung einer Gewerbebra-
che sowie Neuansiedlung eines Groß-
betriebes im Bereich des ehemaligen 
Laminate-Parks

•	 Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zur Ausweisung eines 
interkommunalen Gewerbe- und Indus-
triegebietes

•	 Langfristige Sicherung eines bestehen-
den Gewerbestandortes, zur Umge-
bungsnutzung verträgliche Ausrichtung

•	 Schaffung neuer Arbeitsplätze

•	 Stärkung der Wirtschaftsstruktur in der 
Gemeinde Heusweiler und der Stadt 
Lebach 

•	 Keine erheblichen, nicht ausgleichbaren 
Auswirkungen auf die Belange der Um-
welt

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes, 
Starkregen

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- bzw. Stadt- und Landschaftsbild

•	 Keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf die Belange des Verkehrs; Ord-
nung des ruhenden Verkehrs auf dem 
Grundstück

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Durch die Realisierung des Planvorhabens 
gehen dauerhaft landwirtschaftliche Nutz-
flächen verloren. Aus Sicht der Gemeinde / 
der Stadt überwiegt die Schaffung neuer 
Gewerbeflächen, was der Steigerung der 
Wirtschaftsstruktur dient, als Belang des öf-
fentlichen Interesses. Landwirtschaftliche 
Betriebe sind bei Berücksichtigung von Er-
satzflächen nicht existenziell betroffen.

Der nördliche Teil (Gemarkung Landsweiler) 
des Geltungsbereiches befindet sich inner-
halb des Landschaftsschutzgebiets (LSG-L 
3.02.20) „Landschaftsschutzgebiet im 
Landkreis Saarlouis - im Bereich der Ge-
meinden Saarwellingen (und Lebach)“. Das 
Verfahren zur Ausgliederung des Land-
schaftsschutzgebietes wurde eingeleitet; im 
Anschluss an den Satzungsbeschluss soll 
die Ausgliederung vollzogen und im Amts-
blatt des Saarlandes veröffentlicht werden. 

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs-
planes wurden die zu beachtenden Belange 
in ihrer Gesamtheit untereinander und 
gegeneinander abgewogen. Aufgrund der 
genannten Argumente, die für die Planung 
sprechen, kommt die Gemeinde / Stadt zu 
dem Ergebnis, das Planvorhaben umzuset-
zen.
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Anhang
Prüfung und Bewertung der Vorkehrungen zur Vermeidung  
nachteiliger Umweltauswirkungen i.S. einer UVP

Gemäß Ziffer 18.5.1 Anlage 1 UVPG bedarf 
es bei der Aufstellung eines Bebauungs-
plans für gewerbliche bzw. industrielle An-
lagen im Außenbereich nach § 35 BauGB 
mit einer zulässigen Grundfläche im Sinne 
des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverord-
nung oder einer festgesetzten Größe der 
Grundfläche von insgesamt 100.000 m2 

oder mehr einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung. Berücksichtigt man lediglich die Flä-
che im Erweiterungsbereich, so wäre sogar 
nur eine Vorprüfung des Einzelfalls erforder-
lich.

Hierbei wird die für Bebauungspläne übli-
che „Strategische Umweltprüfung“ nach § 
2 Abs. 4 BauGB mit einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach UVPG verknüpft. 

Der Umweltbericht übernimmt dabei die 
Funktion der Ermittlung und Beschreibung 
der Umweltauswirkungen, die Bewertung 
erfolgt in diesem Teil und dient als Gesamt-
schau. 

Beim vorliegenden Verfahren handelt es 
sich nicht um eine projektbezogene Prü-
fung, weshalb sich z.B. Angaben zum Vor-
haben (gem. § 16 Abs. 1 Nr. 1 UVPG) ledig-
lich auf die absehbaren Konsequenzen der 
Ausweisung eines Gewerbe- und Industrie-
gebietes beschränken. 

Eine UVP muss nach § 16 Abs. 1 UVPG min-
destens folgendes beschreiben:

•	 Vorhaben (vgl. „Vorbemerkungen, An-
lass und Ziele der Planung“, „Begrün-
dung der Festsetzungen“),

•	 Derzeitige Umwelt bzw. Vorhabens- 
umgebung,

•	 zu erwartende, erhebliche Umweltaus-
wirkungen,

•	 Vorkehrungen gegen erhebliche, nach-
teilige Umweltauswirkungen

•	 Prüfung von Alternativen und Gründe 
der Standortwahl (behandelt unter 
„Grundlagen - Berücksichtigung von 
Standortalternativen“),

•	 allgemein verständliche, nichttechni-
sche Zusammenfassung des UVP-Be-
richts (siehe Zusammenfassung UVP).

Der UVP liegen folgende Gutachten und 
Untersuchungen zugrunde: 

•	 Schalltechnisches Gutachten, SGS-TÜV 
Saar GmbH, Am TÜV 1, 66280 Sulzbach,

•	 Umweltbericht mit grünordnerischem 
Fachbeitrag und artenschutzrechtlicher 
Prüfung, ARK Umweltplanung und 
-consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 
Saarbrücken,

•	 Begründung zum Ausgliederungsan-
trag, ARK Umweltplanung und -consul-
ting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saar-
brücken

•	 Verkehrsuntersuchung, Schweitzer In-
genieure GmbH, am Staden 27, 66121 
Saarbrücken

•	 Fachplanung Entwässerungskonzept 
und Hochwasserschutz, WPW GmbH, 
Hochstraße 61, 66115 Saarbrücken

•	 Stellungnahmen aus dem Verfahren 
nach § 4 Abs. 1 und 2 BauGB.

Untersuchungsraum

„Der Planungsraum (Gesamtplanungsflä-
che Heusweiler und Lebach) gliedert sich in 
2 Abschnitte: das Gelände des vor einem 
Jahr aufgegebenen Produktionsstandortes 
der LaminatePark GmbH Co KG und ein an-
grenzender, intensiv landwirtschaftlich ge-
nutzter Erweiterungsbereich:

•	 der ehemalige Laminatepark ist fast 
vollständig versiegelt und weist ledig-
lich kleinflächige Ziergrünflächen auf 
(jedoch seit 2 Jahren nicht mehr regel-
mäßig gemäht, zunehmend durchwach-
sen)

•	 der zentrale Gebäudebestand (Produk-
tions- und Lagerhallen) und das neue 
Verwaltungsgebäude wurden 2006 er-
richtet und sollen bis auf das Hochre-
gallager erhalten bleiben

•	 die industriellen Freianlagen mit Silos, 
Tank- und Mischanlagen, Förderbän-
dern und zahlreichen Rohrleitungen so-
wie der ältere Gebäudebestand werden 
vom bestehenden Eigentümer 
zurückgebaut, mit Ausnahme einer 
denkmalgeschützten, aus der ersten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts stam-

menden, Fliegerhalle in Stahlgerüstbau-
weise

•	 auf Lebacher Bann setzt sich der Be-
triebsstandort mit einer aktuell freige-
räumten Lagerfläche fort, an die als 
nördlicher Abschluss ein von Gehölzen 
umpflanztes Regenrückhaltebecken an-
grenzt, das das Quellwasser des Kreuz-
baches sammelt und gedrosselt in den 
auf dem Betriebsgelände verrohrten 
Fließabschnitt ableitet

•	 die landwirtschaftlich genutzte Erweite-
rungsfläche im Nordwesten umfasst 
einen Ackerschlag (Wintergetreide) auf 
dem Teilbereich Heusweiler und einen 
intensiv genutzten (gedüngten) Grün-
landschlag auf Lebacher Bann mit zwei 
eingewachsenen linearen Obstbaum-
gruppen mit 2 alten und mächtigen 
(BHD ca. 80-100 cm) Kirschbäumen“

Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -con-
sulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Berücksichtigung von 
Standortalternativen

Zentrales Ziel des vorliegenden Bebauungs
planes ist die Schaffung der planungsrecht-
lichen Voraussetzungen zur Nachnutzung 
und Weiterentwicklung des etablierten, 
interkommunalen Gewerbestandortes des 
ehemaligen „Laminate Parks“ im Ortsteil 
Eiweiler und Stadtteil Landsweiler, auch auf 
Basis des konkreten Ansiedlungsinteresses 
des Unternehmens SVOLT.

Die Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung kann aus fol-
genden Gründen außen vor bleiben: 

•	 es handelt sich um eine Revitalisierung 
und Weiterentwicklung einer Gewerbe-
brache mit einem Flächenpotenzial von 
ca. 19 ha – vergleichbare Größenord-
nungen ließen sich in beiden Kommu-
nen an anderer Stelle nur durch unver-
hältnismäßig hohen Verbrauch land-
wirtschaftlich oder naturschutzfachlich 
wertvoller Flächen schaffen,

•	 das Planvorhaben dient der langfristi-
gen Sicherung des Gewerbestandortes 
des ehemaligen Laminate-Parks,

•	 ein Großteil des Plangebietes ist bereits 
als gewerbliche Baufläche in den Flä-
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chennutzungsplänen der Stadt Lebach 
und des Regionalverbandes Saarbrü-
cken dargestellt,

•	 der südlich an das Plangebiet angren-
zende Bereich ist bereits durch seine 
langjährige industrielle Nutzung vorge-
prägt, 

•	 das Plangebiet verfügt durch die an-
grenzende B 268 und die in kurzer Ent-
fernung (ca. 2 km) befindliche Auto-
bahnanschlussstelle Heusweiler (BAB 8) 
über eine sehr gute Anbindung an das 
überörtliche Verkehrsnetz,

•	 die Saarbahn-Haltestelle „Eiweiler“ 
liegt weniger als 5 Geh-Minuten ent-
fernt und gewährleistet eine direkte 
und hoch frequentierte ÖPNV-Anbin-
dung für Mitarbeitende künftiger Ge-
werbenutzungen,

•	 der Standort Heusweiler/Lebach verfügt 
über ein Arbeitskräftepotenzial mit Er-
fahrung im produzierenden Gewerbe,

•	 auf der Suche nach einem passenden 
Standort prüfte SVOLT zwischen Okto-
ber 2019 und September 2020 32 
Standorte in ganz Europa in einem in-
tensiven Auswahlprozess. Das saarlän-
dische Wirtschaftsministerium ist mit 
seinem Umsetzungskonzept aktiv in die 
Ansiedlungsgespräche gegangen und 
konnte SVOLT nach einer Standortalter-
nativenprüfung für zwei Standorte 
(Überherrn und Heusweiler/Lebach) im 
Saarland überzeugen.

Insofern wurden im Rahmen des 
Bebauungsplanes keine sonstigen 
Standortalternativen in Betracht gezogen 
und auf ihre Eignung hin geprüft. 

Szenario Nicht-Durchführung

Der Standort ist prädestiniert für eine 
gleichgerichtete Nachnutzung. Sollte das 
Vorhaben nicht realisiert werden, sind 2 al-
ternative Szenarien denkbar:

•	 Im Fall eines kompletten oder partiellen 
Rückbaues des Anlagen- und Gebäude-
bestandes stehen die Flächen für eine 
andere Nachnutzung zur Verfügung und 
müssen hierfür vorgehalten werden. 
Eine Rückführung zu einer landwirt-
schaftlichen Bodennutzung erscheint 
aufgrund der Altlastproblematik und 
des Zustands der Böden unrealistisch.

•	 Sollte der Anlagenbestand erhalten 
bleiben, dann werden auch bei einer 
partiellen Weiternutzung einzelner Ge-
bäude (z.B. als Lagerhalle) auf dem ge-

samten Standort über kurz oder lang 
Verbrachungsprozesse auf den 
Freiflächen und im ungenutzten 
Gebäudebestand der Verfall einsetzen. 
Die Bedeutung als potenzieller gewerb-
lich-industriell geprägter wertgebender 
Sekundärstandort (z.B. für die Mauer-
eidechse) ist hierbei gegenüber den 
ökologischen Wirkungen weiterer 
raumgreifender gewerblicher Ausbau-
ten im Außenbereich bzw. auf sensible-
ren Flächen abzuwägen. Hinzu kommt, 
dass dem Standort eine industriell-kul-
turelle Bedeutung (wie im Montanbe-
reich) fehlt und ein Erhalt des Gebäude-
ensembles oder der Anlagen nicht an-
gemessen erscheint.  

Ressourcenbedarf

Da es sich um ein Bebauungsplan-Entwurf 
mit größtmöglichem Entwicklungsspiel-
raum handelt, der bis auf eine randliche öf-
fentliche Grünfläche weitgehende Überbau-
ung /Versieglung der Planungsfläche er-
möglicht (GRZ 0,8), ist mit einer relativ ho-
hen Flächeninanspruchnahme zu rechnen.

Das Baugebiet (GI und GE) ist ca. 18 ha 
groß. Durch die überbaubare 
Grundstücksfläche von 0,8  wären ca. 14 ha 
bebaubar. Hierbei ist jedoch darauf hinzu-
weisen, dass ein großer Teil der 
überbaubaren Grundstücksfläche im Be-
reich des umgewidmeten Anlagenstandor-
tes liegt und bereits jetzt nahezu komplett 
versiegelt ist. Der Bebauungsplan ermög-
licht lediglich eine zusätzliche Versiegelung 
von 3,8 ha (rund 11 ha sind bereits versie-
gelt). Weiterhin werden bestehende Stra-
ßenverkehrsflächen und öffentliche Grün-
flächen planungsrechtlich gesichert. 

Die für eine gewerbliche Nutzung erforder-
liche Versorgungsinfrastruktur ist aufgrund 
der gewerblichen Vornutzung bereits grund-
sätzlich vorhanden und ist gegebenenfalls 
im Rahmen der Realisierung des Planvorha-
bens auszubauen.

Quantität und Qualität  
von Emissionen

Luftverunreinigungen

Der Betrieb von Baumaschinen und Fahr-
zeugen wird in der Bauphase zum Ausstoß 
von Luftschadstoffen führen. Aufgrund des 
geringen Umfangs sind die verursachten 

Luftverunreinigungen jedoch zu vernachläs-
sigen.

Bei Ansiedlung von Betrieben mit relevan-
ten luftgetragenen Emissionen an der direkt 
angrenzenden Wohnbebauung könnten 
Konflikte zwischen den störempfindlichen 
Nutzungen (Wohnen) und dem Industrie- 
und Gewerbepark auftreten. Daher wird 
dies bei ggf. erforderlichen Bundesimmis-
sionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren näher beleuchtet werden. Die Ver-
träglichkeit ist später nachzuweisen.

Geräusche

Vorgelagerte Bauarbeiten sind mit Ge-
räuschemissionen sowie Bewegungsunruhe 
durch Transportfahrzeuge, Montagearbei-
ten und Baumaschinen verbunden. Beein-
trächtigung von empfindlichen Tierarten im 
Umfeld und von im Einwirkungsbereich le-
benden Menschen sind möglich.

Lärmauswirkungen aus Produktionsprozes-
sen, sowie einhergehenden Verkehrsvor-
gängen auf die benachbarte mischgenutzte 
und dem Wohnen dienende Bebauung sind 
im Rahmen immissionsschutzrechtlicher 
Schranken wie der TA Lärm von den Be-
triebsarten und Nutzungsmustern, die sich 
künftig ansiedeln, abhängig. 

Daher orientiert sich die Geräuschkontin-
gentierung nach DIN 45691 aus dem schall-
technischen Gutachten der SGS-TÜV Saar 
GmbH für den Bebauungsplan daran, dass 
die Geräuschemissionen von geplanten Ge-
werbeflächen so begrenzt werden, dass die 
an den entscheidenden Immissionsorten 
nach TA Lärm zulässigen Geräuschimmis-
sionen nicht überschritten werden.

„Die Geräuschemissionen durch den An- 
und Abfahrtverkehr in Verbindung mit den 
Industrie- und Gewerbeflächen innerhalb 
des Bebauungsplans wurden entsprechend 
den Vorgaben in Nr. 7.4 der TA Lärm nach 
den Richtlinien für den Lärmschutz an Stra-
ßen – RLS 90 berechnet und mit den Orien-
tierungswerten der DIN 18005 sowie mit 
den Immissionsgrenzwerten der Verkehrs-
lärmschutzverordnung – 16. BImSchV ver-
glichen. Bei der Beurteilung der ermittelten 
Geräuschemissionen und -immissionen 
wurden die Kriterien in Nr. 7.4 der TA Lärm 
angewendet. Die Verkehrsmengen wurden 
dem Verkehrsgutachten der Schweitzer 
GmbH entnommen.

Die in den verschiedenen Gebäuden zu er-
wartenden Innenpegel wurden auf der 
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Grundlage von Erfahrungswerten abge-
schätzt. Die Berechnung der Geräuschab-
strahlung über die Außenbauteile der schall-
technisch relevanten Gebäude erfolgte 
nach DIN EN 12354-4. Zu der Ausführung 
der Außenbauteile lagen Angaben aus frü-
heren Untersuchungen bei der Laminate-
Park GmbH & Co. KG vor. Der Masterplan 
enthält zudem entsprechenden Angaben im 
Fall der neu geplanten bzw. geänderten Ge-
bäude. Die Schalldämm-Maße der Außen-
bauteile wurden der Literatur entnommen.

Die Berechnung der Fahrgeräusche der Lkw 
sowie der Ladegeräusche erfolgte anhand 
der Untersuchung der Hessischen Landes-
anstalt für Umwelt zu Lkw- und Ladegeräu-
schen sowie deren Aktualisierung durch das 
Hessische Landesamt für Umwelt und Geo-
logie aus dem Jahr 2005. Die von dem Park-
verkehr der Mitarbeiter wurden nach der 
Parkplatzlärmstudie des Bayerischen Lan-
desamtes für Umweltschutz, 6. Auflage 
2007 berechnet.

Zu den Geräuschemissionen maßgeblicher 
Quellen im Außenbereich (z.B. Energiezent-
rale) wurden Abschätzungen durchgeführt.

Die Beurteilungspegel der Geräuschimmis-
sionen wurden gemäß TA-Lärm gebildet 
und mit den sich aus der durchgeführten 
Geräuschkontingentierung im Bebauungs-
plan an den betrachteten Immissionsorten 
ergebenden zulässigen Werten verglichen.

Die Geräuschkontingentierung im Bebau-
ungsplan erfolgt im Hinblick auf die Einhal-
tung der Immissionsrichtwerte der TA Lärm. 
In den späteren Genehmigungsverfahren 
für die Einzelbetriebe im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans muss jeweils nachge-
wiesen werden, dass die sich ansiedelnden 
Betriebe die ihnen zustehenden Emissions- 
und Immissionskontingente einhalten. Eine 
Überschreitung der Immissionsrichtwerte 
der TA Lärm ist dann auch bei vollständiger 
Nutzung des Industrie- und Gewerbegebie-
tes nicht zu erwarten. Bei Richtwertüber-
schreitungen haben die Anwohner ein 
Recht auf Lärmminderung.“
Quelle: Schalltechnisches Gutachten, SGS-TÜV Saar 
GmbH, Am TÜV 1, 66280 Sulzbach

Erschütterungen

Im Rahmen von Planierungsmaßnahmen 
und Bauarbeiten kann es vorübergehend zu 
Erschütterungen in der Bauphase kommen. 

Betriebsbedingte Erschütterungen nach der 
Erschließung des Gewerbe- und Industrie-
parks unterliegen im Rahmen der jeweiligen 

Baugenehmigung dem einschlägigen Zulas-
sungs-Regime nach BImSchG und zugehöri-
ger Verordnungen. Das Gebiet ist bereits 
durch den Bahnbetrieb der unmittelbar an-
grenzenden „Saar-Bahn“-Trasse vorbelas-
tet.

Licht

Gebäude, Lagerflächen und Regiebereiche 
werden häufig durchgängig beleuchtet. 
Starke oder auch nur permanente Lichtquel-
len. Es ist jedoch keine spürbare Reduzie-
rung der Insektenwelt und damit eine Ver-
ringerung des Nahrungsangebots für Vögel, 
Fledermäuse und andere Artengruppen im 
Untersuchungsraum anzunehmen, auf-
grund der angrenzenden ausgeräumten 
Ackerlandschaft und der polyhemeroben 
Siedlungsstruktur.

Die gewerbliche Erschließung des geplan-
ten Erweiterungsbereiches ist dahingehend 
als unerheblich zu betrachten.

Abfälle

Durch den Industrie- und Gewerbepark ent-
stehen voraussichtlich keine übermäßigen 
Abfallmengen.

Abwasser

Für das Plangebiet liegt ein Entwässerungs-
konzept der WPW GmbH mit Aussagen zum 
Hochwasserschutz, der vorgesehenen Nie-
derschlagswasserbehandlung und zu Be-
wirtschaftungszielen nach Wasserrahmen-
richtlinie (WRRL) vor. Durch die erhöhte Ver-
siegelung und die geringe Versickerungseig-
nung des Bodens sollen bestehende Kanäle 
und neu zu errichtende Infrastrukturen auf 
ein Trennsystem ausgerichtet werden. Dabei 
werden weitgehend bestehende Anschluss-
punkte genutzt. 

Durch die hohen Auslastungsgrade inner-
halb der Kreuzbachverrohrung und der Hal-
tungen des Mischwasserkanals in der unte-
ren Reisbachstraße, sind weitere Rückhalte-
räume, insbesondere für ein 50-jährliches 
Regenereignis innerhalb des Betrachtungs-
gebietes erforderlich.

Aus dem Plangebiet erfolgen Nieder-
schlagseinleitungen über den Kreuzbach, 
der selbst kein berichtspflichtiges Gewässer 
nach der WRRL ist. Der Kreuzbach mündet 
südlich des Ortsteils Eiweiler - etwa in Höhe 
der Einmündung der Ardtstraße in die Leba-
cher Straße - in den Köllerbach, ein Oberflä-

chenwasserkörper, das der Berichtspflicht 
nach WRRL unterliegt, und das etwa 13,5 
km (Luftlinie) weiter südlich in die Saar 
mündet.

Aus dem Entwurf des 3. Bewirtschaftungs-
plans nach WRRL für das Saarland (https://
www.saarland.de/muv/DE/portale/wasser/
informationen/dritterbewirtschaftungsplan/
dritterbewirtschaftungsplan_node.html) 
geht hervor, dass sich der Köllerbach in 
einem ökologisch nicht guten und in einem 
chemischen schlechten Zustand befindet 
(vgl. Anhang II-Umweltzieldatenblätter-23), 
wobei die für die Beurteilung des Oberflä-
chenwasserkörpers Köllerbach maßgeben-
den Messstellen 44 und 45 im Bereich der 
Mündung liegen.

Da sich die Menge des aus dem Plangebiet 
abgeleiteten Niederschlagswassers gegen-
über dem Bestand nicht erhöht, das 
Niederschlagswasser vor der Einleitung in 
den Kreuzbach zudem entsprechend den 
Anforderungen des neuen DWA-A 
102:2020-12 bezüglich des Zielparameters 
AFS63 behandelt wird und zudem das Ein-
zugsgebiet des Köllerbachs bis zur Einmün-
dung des Kreuzbachs im Vergleich zum Ein-
zugsgebiet des Köllerbachs bis zu den für 
die Beurteilung des Oberflächenwasserkör-
pers Köllerbach maßgebenden Messstellen 
relativ klein ist, ist davon auszugehen, dass 
die vorgesehenen und im Entwässerungs-
konzept näher beschriebenen Nieder-
schlagswassereinleitungen nicht zu einer 
Verschlechterung des ökologischen und 
chemischen Zustands des Köllerbachs füh-
ren, die Erreichung eines guten Zustandes 
innerhalb des im Entwurf des 3. Bewirt-
schaftungsplan nach EWRRL angegebenen 
Zeitraums nicht gefährden und somit die 
Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG den 
vorgesehenen und im Entwässerungskon-
zept näher beschriebenen Niederschlags-
wassereinleitungen nicht entgegenstehen.

Verkehr

Aufgrund der gewerblichen Vornutzung ist 
der Großteil des Plangebietes bereits intern 
erschlossen. Inwiefern die intern bestehen-
den Erschließungsstraßen und -ansätze er-
halten, ausgebaut oder verlegt bzw. rück-
gebaut werden, wird im Rahmen der nach-
folgenden Erschließungsplanung geklärt.

Das Plangebiet wird von der B 268 im Wes-
ten über die Reisbachstraße sowie über die 
Lebacher Straße im Südosten erschlossen. 
Die Anlieferung (Zu- / Abfahrt) für Lkw soll 
über die Bundesstraße B 268 erfolgen. Die 
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Zu- und Abfahrt für die Mitarbeiter erfolgt 
im Bereich der Ortsdurchfahrt an der Leba-
cher Straße. Die Erschließung der übrigen 
Gewerbeflächen, die nicht von SVOLT ge-
nutzt werden, soll ausschließlich über die 
B 268 erfolgen.

„Die festgestellten Verkehrserhöhungen 
sind in Bezug auf den Querschnitt der Stra-
ße selbst und deren Funktion im Verkehrs-
gefüge unkritisch. Aus schalltechnischer 
Sicht kann ggf. Handlungsbedarf gegeben 
sein. 

Aus verkehrstechnischer Sicht war zu prü-
fen, ob die beiden Anschlüsse an die B 268 
zukünftig leistungsfähig sind, die prognosti-
zierten Verkehre aufzunehmen.  

Der Knoten B 268 / Reisbachstraße / L 339 
ist auch nach der Entwicklung des „Indust-
rie- und Gewerbeparks Eiweiler-Nord“ aus-
reichend leistungsfähig die Neuverkehre mit 
befriedigender Qualität (QSV C) aufzuneh-
men. 

Der Knotenpunkt B 268 / Lebacher Straße 
besitzt bereits heute keine ausreichende 
Leistungsfähigkeit (QSV F) und kann somit 
auch keine Mehrverkehre mehr aufnehmen. 
Insofern ist der Knotenpunkt zu ertüchtigen. 
Untersucht wurden die beiden Varianten 
„Signalisierung des Knoten“ und „Kreisver-
kehr“. Die erreichbaren Verkehrsqualitäten 
betragen bei der signalisierten Lösung QSV 
D (ausreichend) und für den Kreisverkehr 
QSV B (gut). 

Aus verkehrlicher Sicht wäre dem Kreisver-
kehr den Vorzug zu geben. Dieser besitzt 
deutlich höhere Leistungsfähigkeitsreser-
ven. Darüber hinaus würde der Kreisverkehr 
im Gegensatz zur signalisierten Lösung eine 
geschwindigkeitsreduzierende Wirkung in 
dieser Innerortslage mit sich bringen.  

Ein wesentlicher Vorteil des signalisierten 
Knotenpunktes besteht in den geringen 
Kosten. Diese dürften bei max. einem Drittel 
der Kreisverkehrslösung liegen. Da kein we-
sentlicher Umbau oder eine Erweiterung 
des Knotens erforderlich ist, sind auch keine 
neuen Flächeninanspruchnahmen gegeben.
Quelle: Verkehrsuntersuchung; Schweitzer GmbH - Be-
ratende Ingenieure, Am Staden 27, 66121 Saarbrücken

Ökologisches Defizit

Das im Rahmen der Realisierung des Plan-
vorhabens für den Teilbereich der Gemeinde 
Heusweiler entstehende ökologische Defizit 
von 213.108 ökologischen Werteinheiten 
sowie der Funktionalausgleich n. LWaldG 

kann nicht innerhalb des Plangebietes aus-
geglichen werden.

Für das Stadtgebiet von Lebach ergab die 
Bilanzierung nach Leitfaden Eingriffsbewer-
tung ein Bilanzdefizit von 260.903 ökologi-
schen Werteinheiten.

Die erforderlichen externen Ausgleichsmaß-
nahmen werden innerhalb des jeweiligen 
Stadt- bzw. Gemeindegebietes erfolgen. 

Vorgesehen ist auf dem Stadtgebiet von 
Lebach eine Renaturierungsmaßnahme an 
der Theel (Fließstrecke östlich der Brücke am 
Anschlusskreisel der Straße „An dem Gra-
ben“ an die B 268, Bach-km 4+685,00 bis 
5+435,00). Die Maßnahme war ursprüng-
lich für den Ausgleich des Baus der Saar-
bahn vorgesehen, wurde jedoch nicht bean-
sprucht. Ein Planungsentwurf der Land-
schaftsagentur Plus liegt vor, wobei die Ein-
griffs-/Ausgleichsbilanzierung zu der Maß-
nahme bereits 2007 mit dem Ministerium 
für Umwelt und Verbraucherschutz abge-
stimmt wurde..  

Die Maßnahme wird hauptsächlich auf 
Eigentumsflächen der Stadt Lebach durch-
geführt. Eine entsprechende Gestattung der 
Stadt Lebach hierzu liegt vor.

Aufgrund des Maßnahmenumfangs ist eine 
vollständige Kompensation des Bilanzdefi-
zites der Stadt Lebach zu erwarten. Mit Vor-
lage der Genehmigungsplanung wird hier-
für der bilanzielle Nachweis über eine er-
neute Bestandsaufnahme inklusive Ein-
griffs-/Ausgleichsbilanzierung erbracht wer-
den.

Auf dem Gemeindegebiet von Heusweiler 
erfolgt der Bilanzausgleich durch die Ent-
wicklung von standorttypischem Wald auf 
der gemeindeeigenen Fläche Gemarkung 
Dilsburg, Flur 2, Flurstück 16/101. Die Maß-
nahme dient gleichzeitig dem funktionalen 
Forstausgleich. Als weitere Maßnahme ist 
die Renaturierung des Salbaches, Bach-km 
0+975,00 bis 1+075,00 (Abschnitt 4) und 
Rückbau von Tennisplätzen (Abschnitt 8), 
vorgesehen. Träger der Maßnahme ist auch 
hier die Landschaftsagentur Plus.

Im weiteren folgt eine Behandlung einzel-
ner Aspekte und Schutzgüter im Detail:
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung;  
naturschutzrechtliche Belange;

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Grundzentrum Heusweiler; Randzone des Verdichtungsraumes
Mittelzentrum Lebach; Randzone des Verdichtungsraumes

Vorranggebiete •	 nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 (Z 17) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale: erfüllt

•	 (G 27) Mittel- und Grundzentren sollen u.a. als Wirtschaftsschwerpunkte gestärkt 
und weiterentwickelt werden: erfüllt

•	 südlicher und östlicher Teilbereich als nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche 
mit überwiegend Gewerbe

•	 keine Restriktionen für das Vorhaben

Landschaftsprogramm •	 der westliche Teilbereich ist im LAPRO als landwirtschaftliche Nutzfläche dargestellt.

•	 ein kleiner, ca. 1 ha großer Bereich der Erweiterungsfläche ist als randlicher Teil der 
zu berücksichtigenden Kaltluftentstehungskulisse um Eiweiler dargestellt.

Übergeordnete allgemeine naturschutzrechtliche Belange
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

•	 nicht betroffen, weitere Ausführungen folgen

•	 kein Natura 2000-Gebiet im 2 km-Radius 

•	 keine Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung direkt oder indirekt betroffen

Regionalpark Regionalpark Saar (damit aber keine restriktiven Wirkungen verbunden)

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Wasserschutz-, Überschwemmungsgebie-
te, Geschützte Landschaftsbestandteile, 
Nationalparks, Naturparks, Biosphären-
reservate 

•	 weitere Schutzgebiete bzw. -objekte n. BNatSchG bzw. SWG (Wasserschutz- oder 
Überschwemmungsgebiete) sind nicht betroffen

•	 Ausführungen insbesondere zu NATURA-2000 und Landschaftsschutzgebieten fol-
gen

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäo-
logisch bedeutende Landschaften nach 
§ 6 SDSchG oder in amtlichen Karten 
verzeichnete Gebiete

•	 denkmalgeschützte, aus der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts stammende, Flie-
gerhalle in Stahlgerüstbauweise

•	 gem. § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in den Bebauungsplan zu übernehmen

•	 weitere Ausführungen folgen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

•	 nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •	 auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) be-
stehen keine Hinweise auf das Vorkommen von i.S.d. besonderen Artenschutzes rele-
vanten Arten innerhalb des Geltungsbereiches 

•	 die ABDS-Datenbank (Arten- und Biotopschutzdaten des Saarlandes, Stand 2017) 
weist für den Geltungsbereich und das von Siedlungen und strukturlosen Ackerflä-
chen geprägte Umfeld im Umkreis von 1 km lediglich Nachweise der Zwerg-, Breit-
flügel- und der kleinen Bartfledermaus sowie des Großen Abendseglers im Bereich 
des Munitionsdepots Lebach auf

•	 die älteren Nachweise des ABSP belegen innerhalb eines 1 km-Radius im Bereich des 
Schäferbaches und des angrenzenden Wengenwaldes lediglich ein Vorkommen des 
Braunkehlchens, des Gartenrotschwanzes und des Kleinspechtes aus den frühen 90er 
Jahren

•	 keine ABSP-Fläche innerhalb des Geltungsbereiches 

•	 keine im GeoPortal als FFH-Lebensraum oder als n. § 30 BNatSchG geschützte Fläche 
betroffen
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Kriterium Beschreibung

Landschaftsschutzgebiet
Quelle: Begründung zum Ausgliederungsantrag, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Status Quo •	 Teilbereich Lebach liegt im Landschaftsschutzgebiet L 3.02.20 „Landschaftsschutzge-
biete im Landkreis Saarlouis – im Bereich der Gemeinden Saarwellingen (und Lebach)“ 
(VO v. 31 Juli 1977, Abl. d.S. 1977, S. 405ff.)

•	 Teil des ehemaligen Laminatepark-Gelände (ehemalige Holzlagerfläche, einen Teil des 
Kraftwerksgebäudes und ein mittlerweile eingewachsenes Regenrückhaltebecken), 
westlich angrenzender intensiv genutzter Grünlandschlag mit eingewachsener Obst-
baumgruppe (2 alte Kirschbäume)

Mögliche Beeinträchtigungen •	 Zulässigkeit geplanter Nutzung steht im Widerspruch mit Schutzzielen des LSG: 

•	 gem. § 4 der VO ist es verboten, Änderungen vorzunehmen, die geeignet sind, Natur-
haushalt zu schädigen, Landschaftsbild zu verunstalten oder Naturgenuss zu beein-
trächtigen

Bewertung von Auswirkungen •	 Festsetzungen des Bebauungsplanes widerspricht geltenden allgemeinen Zielsetzun-
gen für Landschaftsschutzgebietes (§ 26 BNatSchG)

•	 Aufstellung des Bebauungsplanes im Landschaftsschutzgebiet (LSG) hat die Durchfüh-
rung eines Ausgliederungsverfahrens gemäß § 20 SNG i.V.m. §§ 22 und 26 BNatSchG 
erfordert

•	 Betroffenes Gebiet hat wenige Habitatstrukturen (zwei Alt-Kirschen mit abstehenden 
Rindenstrukturen und Stammspalten, Fläche des Regenüberlaufbeckens mit kleinem 
Röhrichtbestand innerhalb des Beckens) 

•	 Sonst nur stark anthropogen überformte Biotope 

•	 Bereich liegt unmittelbar am Rand des LSG in stark gewerblich geprägten Umfeld 

•	 Gebiet nicht mehr Bestandteil der im LAPRO und im GeoPortal dargestellten Neuord-
nungskulisse der Landschaftsschutzgebiete

•	 Trotz Abbruch der Gebiets-Neuordnung nach Abschluss der rechtlichen Sicherung der 
NATURA 2000-Gebiete ist Ausschluss des LSG 3 02 20 nachvollziehbar

•	 durch großschlägige Intensivlandwirtschaft geprägtes Gebiet

•	 keine erkennbar Abhebung durch Eigenart, Schönheit oder Häufigkeit / Fläche wertge-
bender Biotopstrukturen von umgebender Halboffenlandschaft

Konfliktbewältigung / Umgang •	 das Verfahren zur Ausgliederung des Landschaftsschutzgebietes wurde eingeleitet; im 
Anschluss an den Satzungsbeschluss soll die Ausgliederung vollzogen und im Amtsblatt 
des Saarlandes veröffentlicht werden. 

•	 neue Landschaftsschutzgebiets-Grenze verläuft an Außengrenzen des Geltungsbe-
reichs; Ausgliederungsfläche aus LSG (ca. 4,9 ha von 424 ha Gesamtfläche) ist de-
ckungsgleich mit Geltungsbereich des B-Plans der Stadt Lebach.

•	 bauplanungsrechtliche Sicherung des vermutlich sensibelsten Bereichs (eingewachse-
nes Regenrückhaltebecken) als Grünstruktur

Natura 2000-Gebiete
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Status Quo •	 nächst gelegenes NATURA 2000-Gebiet „Naturschutzgroßvorhaben Ill“ (6508-301) 
beginnt min. ca. 2,7 km östlich des Geltungsbereiches

Mögliche Beeinträchtigungen •	 relevante Wirkungen für NATURA-2000-Gebiet und weitere gemeldete großräumig-
agilen Arten (Großes Mausohr, Bechsteinfledermaus, Rotmilan, Uhu) aufgrund der gro-
ßen Entfernung nicht anzunehmen

•	 Ausschluss der Fläche als essentieller Teillebensraum für alle aufgeführten Arten, da 
Fläche bis auf kleinere randliche landwirtschaftlich genutzte Bereiche als gewerblich-
industriell genutztes Areal fast vollständig überbaut bzw. versiegelt ist

Bewertung von Auswirkungen •	 Annahme der Verträglichkeit der Maßnahme mit den Erhaltungszielen des NATURA 
2000-Gebietes

Konfliktbewältigung / Umgang •	 Notwendigkeit einer näheren Betrachtung n. Art. 6 FFH-RL und §§ 34ff. BNatSchG 
(auch im Rang einer Vorprüfung) wird nach gegenwärtigem Stand nicht gesehen
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Weitere Schutzgebiete nach Bundesnaturschutzgesetz bzw. Saarländischem Wassergesetz (Wasserschutz- oder 
Überschwemmungsgebiete) sind nicht betroffen.

Boden, Geologie und Grundwasser 
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Quelle: Entwässerungskonzept und Hochwasserschutz, WPW GmbH, Hochstraße 61, 66115 Saarbrücken

Status Quo •	 Annahme des vollständigen Verlustes der früher vorhandenen Bodenfunktionen für 
überbautes bzw. versiegeltes Betriebsgelände. Über die Hälfte des gesamten 
Geltungsbereiches, auch die wenigen Ziergrünflächen innerhalb des Betriebsgeländes, 
sind durch Bodenumlagerung pedologisch überprägt

•	 übrige Böden sind verdichtet (ca. 0,8 ha Lagerfläche), umgelagert (Sichtschutzdamm) 
oder durch intensive landwirtschaftliche Nutzung stofflich vorbelastet, letztere weisen 
jedoch (abgesehen von der ackerbaulichen Durchmischung innerhalb des Pflughorizon-
tes) noch die natürliche Horizontfolge auf. Vermutlich ebenso Gehölzflächen außerhalb 
der künstlich angelegten Böschungen oder Dämme

•	 außerhalb des technogenen Betriebsbereiches weist Bodenübersichtskarte Saarland 
(BÜK 100) Einheit 28 aus (Braunerde aus Hauptlage über Basislage aus vorwiegend 
feinklastischen Sedimentgesteinen des Rotliegenden und Karbon).

•	 Ertragspotenzial als Maß der Bodenfunktion „Lebensraum für Pflanzen“ entspricht 
„mittel“

•	 Biotopentwicklungspotenzial weist Standorttyp 9 aus (carbonatfreie Böden mit gerin-
gem Wasserspeichervermögen).

•	 „Feldkapazität 3“, entspricht mittlerer Funktion im Bodenwasserhaushalt

•	 Böden gemessen nach Funktionserfüllungsgrad (Bodenfunktion nach BBodSchG und 
Leitfaden-Kriterien des HLNUG) mit gering zu bewerten.

•	 keine seltenen Bodentypen ausgewiesen (Quelle: LAPRO)

•	 vorliegende „Orientierende Altlastuntersuchung“ und Detailuntersuchung von Belas-
tungsschwerpunkten des Stilllegung-Verfahrens von MDF-Werk und Heizkraftwerk

•	 der Boden wird aufgrund geringer Versickerungseignung als nicht versickerungsfähig 
bzw. gering geeignet eingestuft (Quellen: Baugrundgutachten 2005, Erdbaulaborato-
rium Saar (ELS), Institut für Erd- und Grundbau GmbH; Karte der Versickerungseignung 
der Böden) 

•	 aufgrund der Topographie und der Lage in einem Bachtälchen ist mit geringen Grund-
wasserflurabständen zu rechnen. Exakte Angaben zu Grundwasserständen liegen der-
zeit nicht vor

•	 das Plangebiet befindet sich im Einwirkungsbereich des ehemaligen Steinkohlenberg-
baus

Mögliche Beeinträchtigungen •	 Wirkungen auf die Böden und Bodenfunktionen nur im Erweiterungsbereich, aufgrund 
nahezu kompletter Versiegelung des umgewidmeten Anlagenstandortes

•	 zusätzliche Versiegelung hat Einfluss auf die Grundwasserneubildung 

•	 Vorliegender Bebauungsplan ermöglicht bis auf eine randliche öffentliche Grünfläche 
weitgehende Überbauung /Versiegelung der Planungsfläche (GRZ 0,8). Dabei geht 
landwirtschaftliche Fläche verloren (Oberbodenmaterial)

•	 Herstellung des Bauplanums bzw. Terrassierung des abschüssigen Erweiterungsberei-
ches erfordern erhebliche Massenbewegungen

•	 eine Versickerung von Niederschlagswasser ist aufgrund der geringen Versickerungs-
eignung des Bodens kaum möglich

Abiotische Schutzgüter
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Bewertung von Auswirkungen •	 trotz geringem Bodenfunktionserfüllungsgrad der Böden im Erweiterungsbereich und 
der bereits bestehenden stofflichen Vorbelastung durch die intensive landwirtschaftli-
che Nutzung ist funktionale Kompensation i.S.d. Eingriffsregelung notwendig

•	 Grundwasseruntersuchung im Abstrom des Belastungsschwerpunktes Thermoölkeller 
konnte keine Grundwasserbeeinflussung feststellen

•	 auf die Bewältigung der Niederschlagsmengen i.V.m. fehlender Boden-Versickerungs-
fähigkeit wird im Entwässerungskonzept eingegangen

•	 Der letzte Steinkohle-Abbau hat im Jahre 2004 stattgefunden, so dass Einwirkungen an 
der Tagesoberfläche erfahrungsgemäß abgeklungen sind

•	 die Altlastensituation auf dem Betriebsgelände wird im Zuge der geplanten Rückbau-
maßnahmen geklärt

Konfliktbewältigung / Umgang •	 Gefahr von Grundwasserschäden ist in der Bau- und Betriebsphase durch einschlägige 
noch zu spezifizierende Schutzmaßnahmen zu begegnen

•	 Sanierung schädlicher Bodenveränderung im Bereich des Thermoölkellers im Verlauf der 
Rückbaumaßnahmen bereits erfolgt. Abschließende Untersuchung der Abstrompegel 
nach Rückbau und Sanierung der betroffenen Bereiche bereits erledigt

•	 Hinweise stellen gem. §§ 1a Abs. 2 BauGB und § 7 BBodSchG sicher, dass bei der Er-
schließung auf einen sparsamen, schonenden und fachgerechten Umgang mit Boden 
zu achten ist, Bodenarbeiten nach den einschlägigen Vorschriften der DIN 18 915 
durchzuführen und vorhandene Oberböden zu verwerten sind

•	 zugelassener Sachverständiger gem. § 18 BBodSchG begleitet die Rückbaumaßnah-
men durch den Alteigentümer. 

•	 Umsetzung weiterer Maßnahmen nach Bundesbodenschutzverordnung bzw. Baumaß-
nahmen in Abstimmung mit LUA, Fachbereich 2.2 bei weiteren Anhaltspunkten auf 
schädliche Bodenveränderungen im Rahmen der Rückbaumaßnahmen 

•	 funktionale Kompensation ist der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz zu entnehmen

•	 die WPW GmbH fertigte ein Entwässerungskonzept an, dass eine Weiternutzung und 
Erweiterung bisheriger Abwasseranlagen vorsieht (siehe Gewässer und Abwasser)

Gewässer und Abwasser
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Quelle: Entwässerungskonzept und Hochwasserschutz, WPW GmbH, Hochstraße 61, 66115 Saarbrücken

Status Quo •	 Geltungsbereich umfasst Quellbereich und Oberlauf des Kreuzbaches (Gewässer 3. 
Ordnung), ist auf Betriebsgelände fast vollständig verrohrt 

•	 Quelle ist mit zwei Rohren gefasst, Quellwasser wird über Betonhalbschale in semina-
türliches Bachbett geleitet, das nach ca. 20m in ein Regenrückhaltebecken mündet. 
Anschließend ist der Bach wieder verrohrt

•	 Entwässerungssystem des ehemaligen Laminate-Park-Bereichs derzeit im Mischsystem, 
bis auf einzelne Schmutz- bzw. Regenwasserleitungen. 

•	 aufgrund geringer Versickerungseignung durch die örtlichen Gegebenheiten kann  
Niederschlagswasser nicht versickert werden, sondern muss in den Kreuzbach eingelei-
tet werden

Mögliche Beeinträchtigungen •	 Bachverrohrung ist faktisch nicht in der Lage bei Ansatz von Regenereignissen höherer 
Jährlichkeiten (z.B. 50 jährliches Ereignis) Überschwemmung des Plangebietes zu ver-
hindern

•	 Errichtung des Regenrückhaltebeckens in den 80ern sollte Überschwemmungen des 
damaligen Firmengeländes verhindern. Das Becken wies bei einer Begehung aufgrund 
fehlender Unterhaltung Verschlammungen sowie einen erheblichen Bewuchs auf. 

•	 gemäß § 57 WHG ist das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer nur erlaubt, wenn die 
Menge und Schädlichkeit des Abwassers so gering gehalten wird, wie es nach den 
gängigen Reinigungsverfahren möglich und die Einleitung mit den Anforderungen an 
die Gewässereigenschaften vereinbar ist

•	 nach § 56 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 SWG sind bauliche Anlagen an Gewässern im Innenbe-
reich bis mind. 5 m, gemessen von der Uferlinie, unzulässig (auch verrohrte Gewässer)
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Bewertung von Auswirkungen •	 Bewuchs innerhalb des Regenwasserrückhaltebecken sind Röhrichtbestände und 
schwingrasenartige Bachbungen-Gesellschaften die nach § 30 BNatSchG ein geschütz-
tes Biotop darstellen. 

•	 durch die hohen Auslastungsgrade innerhalb der Kreuzbachverrohrung und der Haltun-
gen des Mischwasserkanals in der unteren Reisbachstraße, sind weitere Rückhalteräu-
me innerhalb des Betrachtungsgebietes erforderlich (Zusatzvolumen ca. 5.300 m3), 
auch und insbesondere für Starkregenereignisse

•	 aufgrund der stetigen Befahrung des Geländes mit Schwerverkehr kann von einem er-
höhten Verschmutzungsgrad des Niederschlagswassers ausgegangen werden 

Konfliktbewältigung / Umgang •	 zukünftig vollständige Entwässerung im Trennsystem, was nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
SWG im B-Plan festgelegt wird. Es werden weitgehend bestehende Anschlusspunkte 
genutzt.

•	 bestehende Schmutzwasserkanäle werden künftig weiter genutzt, ebenso wie die 
Übergabepunkte in der Reisbachstraße. Mischwasserkanäle werden hingegen zu reinen 
Schmutzwasserkanälen umfunktioniert. 

•	 bestehende Regenwasserkanäle bleiben in ihrer Funktion erhalten (ggf. partielle Sanie-
rung und stellenweise Neuverlegung), ebenso wie bisher problemlose Ableitung der 
Dachentwässerung der Bestandshallen in den Kreuzbach

•	 neue Dachflächen werden an den neuen Regenwasserkanal angeschlossen und separat 
in den Vorfluter „Kreuzbach“ an einer neuen Einleitstelle geleitet

•	 neue Schmutzwasserleitungen werden ebenfalls in neuen Kanälen im Außenbereich 
gefasst und gemeinsam mit bestehenden Schmutzwasserableitungen dem Haupt-
sammler an der bestehenden Einleitstelle (Reisbachstraße) zugeführt

•	 Niederschlagsabflüsse werden aufgrund des hohen Auslastungsgrades des Kreuzba-
ches und der Haltungen in der unteren Reisbachstraße in Rückhaltebecken an mehre-
ren Standorten des Untersuchungsgebietes abgeleitet und gedrosselt in den Kreuzbach 
eingeleitet. Dies ist insbesondere in Hinblick auf zunehmende Starkregenereignisse re-
levant. Die Entwässerung muss im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nachgewie-
sen werden.

•	 von Seiten der technischen Planung wird die Räumung und zukünftig ordnungsgemäße 
Unterhaltung gefordert. Dies steht im Konflikt zu der aktuellen Ausprägung als n. § 30 
BNatSchG geschützer Biotop (Röhricht). Unterhaltungsmaßnahmen am bestehenden 
RRB sollten sich streng am Bedarf orientieren, d.h. nur dann erfolgen, wenn sie zur 
Aufrechterhaltung der hydraulischen Leistungsfähigkeit der Anlage erforderlich sind. Im 
Fall einer kompletten Ausräumung würde - ausreichend lange Räumungsintervalle vor-
ausgesetzt - eine gleichgerichtete Sukzession zu n. § 30 geschützten Röhricht- bzw. 
Nassbrache-Gesellschaften erneut einsetzen. Unterhaltungsmaßnahmen, die eine Kom-
pletträumung des RRB vorsehen, sind allerdings zunächst mit einer vollständigen Zer-
störung der geschützten Biotope verbunden und daher nur über eine Ausnahmegeneh-
migung nach § 30 Abs. 3 BNatSchG durch die unteren Naturschutzbehörde möglich. 
Die Beeinträchtigungen sind ggfs. funktional auszugleichen. Gleichzeitig ist der Bereich 
im Vorfeld der Unterhaltung/Räumung auf artenschutzrechtliche Belange (v.a. Amphi-
bien) zu überprüfen und ggfs. entsprechende Maßnahmen vorzunehmen, um ein Ein-
treten der Verbotsbeständen gem. § 44 BNatSchG zu vermeiden. 

•	 im Hinblick auf den Schwerverkehr sind gewässerschützende Behandlungsmaßnahmen 
in Form von Regenklärbecken geplant, die den Rückhaltebecken vorgeschaltet sind. 
Alternativ wäre ebenfalls eine Behandlung über einen Schrägklärer mit Anschluss an 
die Kläranlage bzw. an den Mischwasserkanal möglich. Dabei sollten bei der Entlee-
rung Drosselabflüsse von 5 l/s nicht unterschritten werden.

•	 Details der Niederschlagswasser-Behandlung sind mit der zuständigen Genehmigungs-
behörde abzustimmen

•	 Überbauung entspricht der Errichtung einer Anlage am Gewässer gem. § 78 SWG. Bau-
rechtliche Genehmigungen erübrigen separate wasserrechtliche Genehmigung, die 
Untere Bauaufsicht entscheidet als Untere Wasserbehörde
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•	 nach § 78 Abs. 2 SWG ist bei geplanten Vorhaben der Überbauung die unterhaltungs-
pflichtige Kommune zu hören 

•	 Gewässerentwicklung wird dadurch Rechnung getragen, in dem der verrohrte Gewäs-
serverlauf in der Planzeichnung dargelegt wird, die Zugänglichkeit für Unterhaltungs-
arbeiten des Gewässers durch die Gemeinde gewährleistet wird und die unterhaltungs-
pflichtigen Kommunen angehört werden. Im Falle einer Überbauung ist die Trag- und 
Funktionsfähigkeit der Verrohrung nachzuweisen

Lufthygiene 
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Status Quo •	 angrenzende Wohnnutzung im Süden bietet Herausforderung für Gewerbeentwicklung

•	 In 2,7 km Entfernung liegt ein NATURA-2000 Gebiet, welches durch die Ansiedlung 
einer Modul- und Packfabrik nicht durch luftgetragene Emissionen beeinträchtigt wer-
den sollte

Mögliche Beeinträchtigungen •	 Ansiedlung von Betrieben mit relevanten lufthygienischen Emissionen an der direkt 
angrenzenden Wohnbebauung könnte bei zu geringen Abständen zu Konflikten zwi-
schen den störempfindlichen Nutzungen (Wohnen) und dem Industrie- und Gewerbe-
park führen

•	 gegenüber aktueller Belastungssituation (nach Aufgabe des Produktionsstandortes) ist 
nutzerabhängig von Emissionen auszugehen, die erst im Rahmen des BImSch-rechtli-
chen Genehmigungsverfahren näher beleuchtet werden können

Bewertung von Auswirkungen •	 Möglichkeit stofflicher Wirkungen durch luftgetragene Schadstoffe vernachlässigbar, 
weil durch die Ansiedlung der Firma SVolt im sensibleren Südteil lediglich die Konfek-
tionierung (Montage) und Verpackung von Batteriemodulen geplant ist 

•	 Entfernung zwischen „Naturschutzgroßvorhaben III“ (NATURA 2000, 6508-301) und 
Plangebiet bzw. möglicher Abluftfahne wäre sehr groß. Relevante Immissionen inner-
halb dieses Schutzgebietes sind daher nicht zu erwarten

•	 gegenüber vormaliger Nutzung (Produktion von Faserplatten und Laminatböden, d.h. 
Pressung und Verklebung) bedeutet geplante Konfektionierung und Zusammenbau von 
Zellen voraussichtlich eine Verringerung der früheren Emissionen. Auch prognostizierte 
Fahrzeugbewegungen werden sich in überschaubarem Rahmen bewegen

•	 bei sonstigen, weiteren sich ansiedelnden Gewerbebetrieben erfolgt eine Bewertung im 
Einzelfall

Konfliktbewältigung / Umgang •	 bei späteren baurechtlichen oder immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren 
können je nach Nutzung entsprechende Gutachten je nach Emissionen von Luftschad-
stoffen/Gerüchen erforderlich sein. Bei sonstigen Gewerbebetrieben erfolgt eine Be-
wertung im Einzelfall

Klima
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Status Quo •	 ca. 1,2 ha große Ackerfläche innerhalb des Geltungsbereiches ist im LAPRO als Teil der 
zu berücksichtigenden Kaltluftentstehungsgebietskulisse um Eiweiler dargestellt (direk-
ter Siedlungsbezug)

Mögliche Beeinträchtigungen •	 kleinklimatische Wirkungen durch zusätzliche Überbauung/Versiegelung sind im Be-
reich der Erweiterungsfläche anzunehmen

Bewertung von Auswirkungen •	 Betroffenheit durch kleinklimatische Wirkungen lediglich kleiner Teil der im LAPRO aus-
gewiesenen Kaltluftentstehungskulisse mit direktem Bezug zur Siedlungsfläche von 
Eiweiler

Konfliktbewältigung / Umgang •	 aufgrund der Flächengröße ist nicht von einer klimaökologisch erheblichen Minderung 
der Kaltluftentstehung und -ableitung auszugehen
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Landschaftsbild
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Status Quo •	 bestehender Laminatepark ist bestimmender Teil der gewerblich-industriell geprägten 
Gebietskulisse von Eiweiler, an die sich unmittelbar gemischte und dem Wohnen die-
nende Bauflächen anschließen. Standort ist deutlich vorbelastet und hat nur geringe 
Landschaftsbildqualität

•	 ähnlich vorbelastet ist die nördlich angrenzende, weitgehend ausgeräumte und groß-
schlägige Agrarlandschaft, zu der der nördliche Erweiterungsbereich des Planvorhabens 
zählt

•	 randliche Gehölzreihe des Lagerplatzes und das gehölzumsäumte Regenrückhaltebe-
cken bereichert ansonsten weitgehend ausgeräumte und großschlägige Agrarland-
schaft

•	 Planungsfläche ist durch Kessellage von umgebenden Höhenzügen (Wengenwald, 
Krohwald, Eichen- und Sonnenhof, Wohngebiete Hinter der Galgenheck, und an der 
Labacher und Großwaldstraße) über eine Distanz von bis zu ca. 1 km einsehbar

•	 die hohen Freianlagen des Laminateparkes inkl. der weithin sichtbaren Abluftfahnen 
bestimmten hierbei über Jahre den gewerblich-industriellen Charakter des Gebietes

Mögliche Beeinträchtigungen •	 durch den Rückbau der Anlagen, Silos und Schornsteine entfallen technisch-industrielle 
Landschaftsbildelemente mit Fernwirkung

•	 Landschaftsbildwirkung der insgesamt beschränkten baulichen Erweiterungsoption 
wird hauptsächlich im Bereich der Stadt Lebach deutlich (bislang größtenteils unbebau-
ten Lagerfläche)

Bewertung von Auswirkungen •	 bauliche Erweiterung im geplanten Umfang kann kaum erhebliche Wirkung entfalten, 
wegen bestehender Vorbelastungen bzw. geringer Landschaftsbildqualität des gewerb-
lich-industriell genutzten Standortes mit weiteren Beeinträchtigungen (Siedlungslage, 
Hochspannungstrasse, Verkehrswege) 

•	 Standort von den umgebenden Höhenlagen über eine Distanz von bis zu ca. 1 km ein-
sehbar. Darüber hinausgehende Fernwirkungen bestehen nicht

Konfliktbewältigung / Umgang •	 die Höhenfestsetzungen orientieren sich an den bestehenden Anlagen und wurden 
entsprechend für den Erweiterungsbereich übernommen

•	 Eingrünung von Stellplätzen durch Festsetzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 
20 BauGB)

•	 Festsetzung zur Begrünung oder gärtnerischen Gestaltung aller nicht überbauten 
Grundstücksflächen

Kultur- und Sachgüter 
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Status Quo •	 denkmalgeschützte Fliegerhalle von 1946 in Stahlgerüstbauweise. Herausragendes 
Zeugnis der frühen Nachkriegszeit des Saarlandes von überregionaler Bedeutung (Ein-
tragung als Einzeldenkmal gem. §2 SDschG erfolgte 02/2021)

•	 sonst keine in der Denkmalliste des Saarlandes – Teildenkmalliste Regionalverband 
Saarbrücken und Teildenkmalliste Landkreis Saarlouis gem. § 6 des Saarländischen 
Denkmalschutzgesetzes (SDSchG) verzeichneten Denkmäler im Geltungsbereich

•	 keine Kenntnisse eventuellen Bodendenkmäler vorliegend

•	 archäologisch bedeutende Landschaften oder in amtlichen Karten verzeichnete Gebiete 
sind für den Geltungsbereich nicht bekannt

•	 gewerbliche Nutzung im Bereich des Laminateparks wurde vor ca. einem Jahr einge-
stellt, geplanter Erweiterungsbereich wird landwirtschaftlich als Acker und als Grünland 
intensiv genutzt

•	 die flächige Gehölzpflanzung innerhalb des Laminatepark-Geländes wird von forstli-
cher Seite als Wald i.S.d. § 2 LWaldG betrachtet. Der Bebauungsplan legitimiert für 
diesen Bereich ein Industriegebiet und damit die Entfernung des Bestandes
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Mögliche Beeinträchtigungen •	 Verlust landwirtschaftlicher Flächen

•	 Verlust von ca. 0,56 ha einer von der Obersten Forstbehörde als Wald klassifizierten 
Gehölzpflanzung

Bewertung von Auswirkungen •	 aufgrund vergleichsweise geringer Flächengröße und der landesplanerischen Zielset-
zung (kein Vorranggebiet Landwirtschaft) ist der konkurrierende Nutzungsanspruch 
zwischen Landwirtschaft und Gewerbe nicht erheblich

•	 erheblich negative Auswirkungen sind hierdurch nicht zu erwarten, da an anderer Stel-
le im Gebiet der Kommunen ausreichend Landwirtschaftsflächen zur Verfügung stehen 
und die betroffenen Landwirtschaftsbetriebe (auch bei den geplanten externen Aus-
gleichsflächen) nicht existenziell von den Flächen abhängig sind

•	 Teilbereich des Laminatparks wird als Wald i.S.d. § 2 LWaldG eingestuft, für den ein 
externer funktionaler Ausgleich in Form einer Erstaufforstung zu bringen ist, bei der 
gewählten Ausgleichsfläche handelt es sich nicht um ein Vorranggebiet für die Land-
wirtschaft

Konfliktbewältigung / Umgang •	 denkmalgeschützte Fliegerhalle als Einzeldenkmal gem. § 9 Abs. 6 BauGB zeichnerisch 
und textlich im Bebauungsplan gekennzeichnet

•	 zur Aufrechterhaltung der Waldfunktionen wird dem Vorschlag der oberen Forstbehör-
de folgend an anderer Stelle eine Erstaufforstung vorgenommen und bauplanungs-
rechtlich festgesetzt

•	 Für diesen Bestand sind die Bestimmungen der Baumschutzsatzung der Gemeinde 
Heusweiler gem. § 1 Abs. 4 damit nicht anzuwenden
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Flora
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Status Quo •	 Lärm- und Sichtschutzwall im Westen, nahe der Reisbachstraße ist u.a. mit Birken, Ro-
binien und Feldahorn bewachsen, nördlich davon flächige Gehölzpflanzungen in Stan-
genholzstärke (Stammdurchmesser i.d.R. bei 10-15 cm, einzelne Vogelkirschen 25 cm)

•	 Bereich der flächigen Gehölzpflanzung Artenspektrum durch typische Waldbaumarten 
ergänzt, u.a. durch die stellenweise häufige Hainbuche und einzelne Stieleichen, die in 
Einzelfällen Baumholzstärke erreichen (BHD bis ca. 40 cm). Dieser Bereich ist noch am 
ehesten als waldähnlich zu bezeichnen und wird von Seiten der Forstbehörde auch als 
Wald i.S.d. § 2 LWaldG eingestuft (Mitt. im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung v. 
16.02.2021)

•	 Totholzanteil beträchtlich. Zahlreiche Lichtarten, wie z.B. die Salweide oder Birke küm-
mern unter dem Schirm der anderen Arten bzw. gehen bereits in die Zerfallsphase über

•	 landwirtschaftlich intensiv genutzte Erweiterungsfläche mit geringem Biotopwert 
(durch die Brombeere und Brennnessel dominierte Krautschicht deutet auf hohe Stick-
stofflast hin)

•	 2 wertgebende eingewachsene Gehölzstreifen mit 2 alten z.T. zerfallenden Kirschbäu-
men 

•	 ansonsten fast vollständige Überbauung/Versiegelung des Laminatepark-Geländes

•	 RRB am nördlichen Ende mit n § 30 BNatSchG geschützten Röhrichten (Rohrkolben, 
Wasserschwaden)

Mögliche Beeinträchtigungen •	 nicht bekannt

Bewertung von Auswirkungen •	 nicht bekannt

Konfliktbewältigung / Umgang •	 Innerhalb der öffentlichen Grünfläche werden Festsetzungen zum Erhalt durchgängiger 
Baum- bzw. Gehölzstreifen, der nach § 30 BNatSchG geschützten Röhrichtbestände 
sowie der Sukzessionspflanzen um das Regenrückhaltebecken getroffen

Biotische Schutzgüter
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Fauna
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Status Quo •	 in Bezug auf die bereits begonnen und genehmigten Rückbaumaßnahmen wurde der 
betroffene Anlagen- und Gebäudebestand von Seiten der Eigentümerin geprüft, es er-
gaben sich hierbei keine Hinweise auf vorhandene Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
von Arten

•	 der Baumbestand auf dem Betriebsgelände und außerhalb wurde ebenfalls dahinge-
hend geprüft. Auch hier ergaben sich keine Hinweise auf Höhlenbrüter oder quartier-
taugliche Höhlenstrukturen. Zahlreiche Hackspuren weisen jedoch zumindest auf eine 
Nahrungsraumnutzung durch den Buntspecht hin

•	 Bruten am Gebäudebestand wurden nicht registriert

•	 die eingewachsene Obstbaumreihe und die Gehölzpflanzungen entlang der Lagerflä-
chen und um das RRB sind Brutraum für Gehölzbrüter, Arten mit erhöhter Planungsre-
levanz (VSR Anh. 1- oder Rote Liste-Arten) wurden nicht registriert bzw. sind im Fall des 
Rotmilans (ein Überflug) oder des möglicherweise auf dem Gelände brütenden Haus-
sperlings nicht planungsrelevant

•	 Brutmöglichkeiten für Gehölzfreibrüter bieten sowohl die Gehölzflächen innerhalb des 
Betriebsgeländes als auch die beiden eingewachsenen Obstbaumgruppen

•	 am gesamten (älteren) Baumbestand auf dem Betriebsgelände und außerhalb ergaben 
sich keine Hinweise auf Höhlenbrüter oder quartiertaugliche Höhlenstrukturen (Altnes-
ter, Kotreste,…)

•	 Bodenbrüter können aufgrund benachbarter Anlagen, der stark befahrenen B 268 und 
intensiver Bewirtschaftung inkl. Gülledüngung und früher Erstmahd ausgeschlossen 
werden

•	 die Grünlandfläche kommt daher allenfalls als Nahrungsraum in Frage, wobei die o.g. 
Einschränkung der bestehenden Stördisposition hier ebenfalls zutrifft; eine (durch einen 
einmaligen Suchflug beobachtete) Nutzung durch den Rotmilan darf aufgrund der im 
Vergleich zu weiträumigen Offenlandschaft geringen Flächengröße und der Lage neben 
Industrieanlagen und stark befahrenen Verkehrswegen als nicht erheblich gewertet 
werden

•	 ältere Arten- und Biotopschutzdaten des Saarlandes belegen innerhalb eines 1 km-Ra-
dius im Bereich des Schäferbaches und des angrenzenden Wengenwaldes lediglich ein 
Vorkommen des Braunkehlchens, des Gartenrotschwanzes und des Kleinspechtes aus 
den frühen 90er Jahre

•	 für Fledermäuse stellt der Planungsraum einen siedlungstypischen Jagdraum dar, wobei 
im Bereich der Erweiterungsfläche die genannten Obstbaumgruppen und die randli-
chen Gehölzstrukturen eine Leitstruktur darstellen

•	 unter Fledermäusen dürfte das Gebiet von den nicht obligat an Wald adaptierten Arten 
als Jagdraum genutzt werden, vor allem entlang der Obstbaumreihe und den grenz-
ständigen Böschungsgehölzen. Keine Registrierung von Quartieren am Heizkraftwerk

•	 bei den planungsrelevanten Reptilienarten war wegen der vorbeiführenden Bahntrasse 
(Saarbahn) mit einem Vorkommen der Mauereidechse zu rechnen, auch wenn im Um-
feld keine konkreten Nachweise vorliegen; die Art breitet sich im Saarland insbesonde-
re entlang des Schienennetzes aus; über die zu erwartende Verbreitung entlang der 
Bahnlinie hinaus wurden auch innerhalb des Laminateparkgeländes Individuen gefun-
den. Ein hotspot befindet sich am westlichen Rand des ehemaligen, mittlerweile ge-
räumten, Langstammlagers im Bereich der randlich zusammengeschobenen Rinden- 
und Holzreste. Es ist davon auszugehen, dass sich auf der Lagerfläche bereits während 
der Betriebsphase des Laminateparks eine Population etabliert hatte

•	 aufgrund der zumindest temporären Durchflutung des RRB ist zumindest für die häufi-
gen Schwanzlurche wie Berg- und Fadenmolch eine Reproduktion nicht völlig auszu-
schließen. Bei den Untersuchungen ergaben sich jedoch darauf keine konkreten Hin-
weise
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Status Quo •	 eine genauere Prüfrelevanz besteht allerdings insofern nicht, als dass der gesamte Be-
reich als öffentliche Grünfläche festgesetzt wird und in der jetzigen Ausprägung erhal-
ten bleibt, für den Fall durchzuführender Unterhaltungsmaßnahmen werden notwendi-
ge Untersuchungen/Maßnahmen festgesetzt

•	 Nachweise der Wildkatze im dicht besiedelten zentralen Saarland sind sehr selten; als 
Reproduktionsraum kommt der Standort aufgrund der Siedlungsnähe und aufgrund 
des Fehlens geeigneter Versteckmöglichkeiten nicht in Frage 

•	 gleiches kann ohne nähere Betrachtung für die nachtaktive und streng an Gehölze ge-
bundene Haselmaus vermutet werden, da auf der Fläche lediglich isolierte Gehölzflä-
chen vorkommen, die im Fall der innerbetrieblichen Anpflanzungen zudem nur eine 
geringe Habitattradition aufweisen und zu wenig Nährsträucher enthalten, um als Le-
bensraum der Art zu dienen 

•	 auf der Fettwiese ist weiterhin nicht mit Tagfaltern besonderer Planungsrelevanz zu 
rechnen, da die artspezifischen Nahrungs-/Wirtspflanzen fehlen

•	 ein Vorkommen anderer prüfrelevanter Arten bzw. Artengruppen ist aufgrund der Habi-
tatausstattung unwahrscheinlich

•	 Nicht auszuschließen bzw. gar wahrscheinlich sind die lediglich national besonders ge-
schützte Blindschleiche (v.a. im ehemaligen Holzlager) und die Ringelnatter (v.a. im 
Bereich des RRB).

Mögliche Beeinträchtigungen •	 Rodungen außerhalb der Fristen nach § 39 BNatSchG sowohl im bestehenden Betriebs-
gelände, als auch bei der Baufeldfreimachung außerhalb können die Brutphase euro-
päischer Vogelarten erheblich stören oder einer Zerstörung der Fortpflanzungsstätten 
führen

•	 die Mauereidechse ist einschließlich ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestätten aufgrund 
ihrer Verbreitung auch innerhalb des Geltungsbereiches betroffen und erfordert ent-
sprechende Schutzmaßnahmen, die in eine artenschutzrechtliche Ausnahmesituation 
hineinplanen

Bewertung von Auswirkungen •	 Störungen europäischer Vogelarten und streng geschützter Arten während der Fort-
pflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten sind nach § 
44 Abs. 1 BNatSchG verboten, ebenso die signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos und 
die Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten, die zu einer Beeinträchtigung der 
ökologischen Funktion führen

Konfliktbewältigung / Umgang •	 nach erfolgter Abschichtung ergibt sich für die Planung eine grundsätzliche Relevanz 
für die nachgewiesenen oder am Standort zu erwartenden europäischen Vogelarten 
sowie die Mauereidechse

•	 da unter den mit höherer Wahrscheinlichkeit auf der Fläche brütenden Vogelarten vor 
allem Gehölzfreibrüter der störungstoleranten und i.d.R. euryöken/ubiquitären Arten zu 
erwarten sind, darf in Bezug auf die weiterhin bestehende ökologische Funktion der 
Fortpflanzungsstätten i.d.R. eine Legalausnahme nach § 44 Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG 
geltend gemacht werden

•	 mit den klassischen Wiesenbrütern oder anderen Vogelarten der Agrarlandschaft (z.B. 
Feldlerche) ist aufgrund der umgebenden Nutzung (Vertikalstrukturen) und Störsitua-
tion nicht zu rechnen. Die Feldlerche wurde im nördlich angrenzenden weitläufigen 
Offenland beobachtet, nicht jedoch innerhalb des Geltungsbereiches   

•	 für die potenziell im benachbarten Gleiskörper der Saarbahn verbreitete Mauereidechse 
werden entsprechende Schutzmaßnahmen bauplanerisch festgesetzt

Biotope
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Status Quo •	 auf Lebacher Bann wird der gegenwärtige Betriebsstandort durch eine aktuell freige-
räumte Lagerfläche geprägt, die als nördlicher Abschluss an ein von Gehölzen um-
pflanztes Regenrückhaltebecken angrenzt, das das Quellwasser des Kreuzbaches sam-
melt und gedrosselt in den auf dem Betriebsgelände verrohrten Fließabschnitt ableitet.

•	 die Verrohrungsstrecke endet erst südlich der Reisbachstr. außerhalb des Laminateparks
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Status Quo •	 das Regenrückhaltebecken weist seminatürliche Strukturen auf. Es ist eine gem. § 30 
BNatSchG geschützte Biotopstruktur (Röhrichte und schwingrasenartigen Bachbun-
gen-Gesellschaften) vorhanden 

•	 Dauerhaftigkeit der Wasserhaltung und damit die Eignung als Amphibienlaichgewässer 
konnte durch die Untersuchungen nicht bestätigt werden (in Frage käme allenfalls die 
noch häufigen Molcharten Berg- und Fadenmolch, evt. der Teichmolch) 

•	 die landwirtschaftlich genutzte Erweiterungsfläche im Nordwesten umfasst einen 
Ackerschlag (Wintergetreide) auf dem Teilbereich Heusweiler und einen intensiv ge-
nutzten (gedüngten) Grünlandschlag auf Lebacher Bann mit zwei eingewachsenen li-
nearen Obstbaumgruppen mit zwei alten und mächtigen (BHD ca. 80-100 cm) Alt-Kir-
schen mit abstehenden Rindenstrukturen und Stammspalten. 

•	 bei den zwei Kirschbäumen und auch beim Regenrückhaltebecken handelt es sich um 
die einzigen wertgebende Biotopstrukturen im Untersuchungsraum. 

•	 einzelne ältere Solitäre und die Gehölzpflanzungen auf dem Betriebsgelände (Lärm-
schutzwall, Flächenpflanzung am Westrand und um das RÜB) wurden auf Höhlen und 
andere Habitatstrukturen geprüft. Bisher wurden keine als Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätte nutzbaren Höhlenstrukturen entdeckt (lediglich eine initiale Buntspechthöhle)

•	 ABDS-Datenbank (Arten- und Biotopschutzdaten des Saarlandes, Stand 2017) weist für 
das von Siedlungen und strukturlosen Ackerflächen geprägte Umfeld im Umkreis von 1 
km lediglich Nachweise der Zwerg-, Breitflügel- und der kleinen Bartfledermaus sowie 
des Großen Abendseglers im Bereich des Munitionsdepots Lebach (Winterquartier) auf

•	 Lebensräume n. Anh. 1 der FFH-Richtlinie sind von der Maßnahme nicht betroffen.

Mögliche Beeinträchtigungen •	 aufgrund der Vornutzung als Industrie-/Gewerbestandort und der fast vollständigen 
Versiegelung/Überbauung beschränken sich relevante Eingriffe in Biotopstrukturen auf 
den Erweiterungsbereich im Westen und Norden. 

•	 struktur- und wertgebend sind lediglich zwei kleinflächige eingewachsene Gehölzstrei-
fen mit zwei alten Kirschbäumen, die auch quartier- und nisttaugliche Rinden- bzw. 
Stammstrukturen aufweisen. Allerdings ohne konkreten Nachweis einer diesbzgl. Nut-
zung

Bewertung von Auswirkungen •	 betroffen sind daher fast ausschließlich Biotope mit geringen ökologischen Wertzahlen 
(Intensivacker, Fettwiesen).

Konfliktbewältigung / Umgang •	 bei einer vollständigen baulichen Ausnutzung der Erweiterungsflächen ist trotz des 
ökologisch geringen Wertes von der Notwendigkeit eines externen Ausgleiches auszu-
gehen, eine Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung wurde vorgenommen

•	 Festsetzungen zur Durchgrünung von Stellplätzen und zur Begrünung von nicht über-
bauten Grundstücksflächen tragen zur Verbesserung der siedlungsökologischen und 
städtebaulichen Qualität im Plangebiet, sowie zur Steigerung der Aufenthaltsqualität 
bei

•	 innerhalb der öffentlichen Grünfläche werden Festsetzungen zum Erhalt durchgängiger 
Baum- bzw. Gehölzstreifen, der nach § 30 BNatSchG geschützten Röhrichtbestände 
sowie der Sukzessionspflanzen um das Regenrückhaltebecken getroffen
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Kriterium Beschreibung

Gesundheit und Erholung
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Status Quo •	 dem Standort kann eine Eignung als Erholungsraum abgesprochen werden

•	 im näheren Umfeld der Planungsfläche befinden sich keine ausgewiesenen Wander-
wege.

Mögliche Beeinträchtigungen •	 keine bekannt

Bewertung von Auswirkungen •	 erhebliche Wirkungen auf die menschliche Gesundheit oder die Erholungsfunktion dür-
fen aufgrund des bestehenden gewerblichen und verkehrlichen Umfeldes und der feh-
lenden Erholungseignung ausgeschlossen werden

Konfliktbewältigung / Umgang •	 nicht erforderlich

Lärm
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Quelle: Schalltechnisches Gutachten, SGS-TÜV Saar GmbH, Am TÜV 1, 66280 Sulzbach

Status Quo •	 durch die angrenzenden Gewerbebetriebe und die stark befahrenen B 268 besteht 
auch nach Schließung des Laminateparks bereits eine starke Lärmbelastung

Mögliche Beeinträchtigungen •	 zusätzlich hohe Lärmemissionen sind im Vergleich mit der vormaligen Nutzung des 
Laminateparks nicht zu erwarten

•	 potenziell ist eine planbedingte Zunahme des Verkehrslärms auf schutzbedürftige Um-
gebungsbebauung im Vergleich zur aufgegebenen Nutzung möglich

Bewertung von Auswirkungen •	 im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes ist es notwendig, planerisch 
Rahmenbedingungen festzulegen, die sicherstellen, dass von den geplanten Gewerbe- 
und Industrieflächen nach der Ansiedlung von Betrieben keine Geräuschimmissionen 
hervorgerufen werden, die dazu führen, dass die an der benachbarten Wohnbebauung 
gemäß TA Lärm zulässigen Geräuschimmissionen überschritten werden

•	 die SGS-TÜV Saar GmbH wurde mit der Erstellung eines schalltechnischen Gutachtens 
zum Bebauungsplan „Industrie- und Gewerbepark Eiweiler Nord“ beauftragt

•	 darin sollte in einem ersten Schritt eine Geräuschkontingentierung für die Industrie- 
und Gewerbeflächen durchgeführt werden. Die zulässigen Emissionskontingente LEK 
sollten nach den Vorgaben der DIN 45691 ermittelt werden. Weiterhin wurden die 
Geräuschemissionen durch den An- und Abfahrtverkehr auf öffentlichen Straßen zu 
dem geplanten Industrie- und Gewerbegebiet untersucht. 

•	 die Geräuschkontingentierung wurde nach den Vorgaben der DIN 45691 durchgeführt. 
Die Höhe der dabei ermittelten Emissionskontingente LEK für die zwei Teilflächen (GE / 
GI) wurde so festgelegt, dass die zulässigen Geräuschimmissionen an allen Immissions-
orten möglichst ausgeschöpft, aber nicht überschritten werden

•	 nach Anhang A der DIN 45691 können für Immissionsorte, an denen die zulässigen 
Immissionspegel durch die Zusatzbelastung deutlich unterschritten werden, Zusatzkon-
tingente LEK,zus berechnet werden. Die Zusatzkontingente ergeben sich aus der Differenz 
der zulässigen und der berechneten Immissionspegel am jeweiligen Immissionsort

•	 in nachfolgenden Genehmigungsverfahren ist dann je nach Nutzungsart und Betriebs-
zeit wiederum mit Hilfe eines schalltechnischen Gutachtens der Nachweis zu führen, 
dass die vorgesehenen flächenbezogenen Lärmkontingente eingehalten werden

•	 darüber hinaus ist zu beachten, dass die für die Betriebe tatsächlich zulässigen Ge-
räuschemissionen von den berechneten Emissionskontingente abweichen können, z.B. 
wenn zwischen den Geräuschquellen und den Immissionsorten eine Abschirmung, z.B. 
durch Gebäude, Wände oder benachbarte Betriebe vorhanden ist

Schutzgut Mensch
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Kriterium Beschreibung

•	 da nach dem Urteil des BVerwG vom 12.12.1975 (BVerwGE 50, 49 ff. = DVBl 1976, 
214) die Grundstücksnutzung in den Bereichen, in denen Gebiete von unterschiedlicher 
Qualität und unterschiedlicher Schutzwürdigkeit zusammentreffen, mit einer spezifi-
schen gegenseitigen Pflicht zur Rücksichtnahme belastet ist, müssen an der angrenzen-
den Wohnbebauung aufgrund der Gemengelage die Immissionsrichtwerte für ein Dorf/
Mischgebiet eingehalten werden, wie dies zuvor auch schon bei der Nutzung des Lami-
nate Park Geländes der Fall gewesen ist

•	 die Geräuschemissionen durch den An- und Abfahrtverkehr in Verbindung mit den In-
dustrie- und Gewerbeflächen innerhalb des Bebauungsplans wurden entsprechend den 
Vorgaben in Nr. 7.4 der TA Lärm nach den Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen 
– RLS 90 berechnet und mit den Orientierungswerten der DIN 18005 sowie mit den 
Immissionsgrenzwerten der Verkehrslärmschutzverordnung – 16. BImSchV verglichen. 
Bei der Beurteilung der ermittelten Geräuschemissionen und -immissionen wurden die 
Kriterien in Nr. 7.4 der TA Lärm angewendet. Die Verkehrsmengen für den Nullfall und 
den Planfall wurden dem Verkehrsgutachten der Schweitzer GmbH entnommen

•	 die ermittelten Geräuschimmissionen durch den An- und Abfahrtverkehr in Verbindung 
mit dem Bebauungsplan „Industrie- und Gewerbepark Eiweiler Nord“ sind entspre-
chend den drei Kriterien gemäß Nr. 7.4 der TA Lärm zu bewerten; die drei Kriterien ge-
mäß Nr. 7.4 der TA Lärm werden an keinem der drei betrachteten Immissionsorte ku-
mulativ erfüllt

•	 im Fall einer Einzelgenehmigung ergäbe sich gemäß Nr. 7.4 der TA Lärm somit nicht die 
Forderung, die Geräusche des An- und Abfahrtverkehrs auf öffentlichen Verkehrsflächen 
durch Maßnahmen organisatorischer Art soweit wie möglich zu vermindern

Konfliktbewältigung / Umgang •	 der südliche Teil des Plangebietes in unmittelbarer Nachbarschaft der Bebauung in der 
Reisbachstraße und der Lebacher Straße sowie im Weißdornweg soll nur als Gewerbe-
gebiet ausgewiesen werden, die sich nördlich daran anschließende Teilfläche als Indus-
triegebiet um dem Vorsorgeprinzip des § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) Rechnung zu tragen. Eine weitere Abstufung ist aufgrund des Ansiedlungs-
interesses von SVolt nicht möglich

•	 weiterhin werden flächenbezogene Lärmkontingente in den Bebauungsplan aufge-
nommen. Da sich die ermittelten Emissionskontingente auf die Flächen innerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes beziehen, können diese in dem Bebauungs-
plan festgesetzt werden

•	 maßgeblich bei Planung und Umsetzung konkreter Vorhaben ist die Einhaltung zulässi-
ger Geräuschimmissionen aus den festgesetzten Emissionskontingenten

•	 die Gebietseinstufung Dorfgebiet/Mischgebiet für die Gemengelage wurde im schall-
technischen Gutachten berücksichtigt

•	 das für die Teilfläche GE ermittelte Emissionskontingent tags entspricht gerade dem 
Anhaltswert der DIN 18005 für Gewerbegebiete. Das für die Teilfläche GI ermittelte 
Emissionskontingent tags liegt mit 63 dB(A) dagegen etwas unter dem Anhaltswert der 
DIN 18005 für Industriegebiete

•	 somit ist für die Teilfläche GE im Bebauungsplan „Industrie- und Gewerbepark Eiwei-
ler“ am Tag eine uneingeschränkte Nutzbarkeit durch typische Gewerbebetriebe gege-
ben. Die Teilfläche GI ist für Betriebe geeignet, von denen tendenziell etwas geringere 
Geräuschemissionen ausgehen als von typischen Industriebetrieben

•	 durch die in dem vorliegenden Gutachten berechneten Emissionskontingente nachts 
von 45 dB(A) je m² in der Teilfläche GE bzw. von 48 dB(A) je m² in der Teilfläche GI 
ergibt sich eine eingeschränkte Nutzbarkeit beider Teilflächen in der Nachtzeit

•	 in der Praxis wird nachts lediglich ein Produktionsbetrieb innerhalb von geschlossenen 
Gebäuden, der Betrieb stationärer Anlagen nach dem Stand der Technik zur Lärmmin-
derung sowie Parkverkehr in begrenztem Umfang möglich sein
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Kriterium Beschreibung

•	 umfangreiche Fahr- und Ladetätigkeiten auf Freiflächen während des Nachtzeitraumes 
von 22:00 bis 06:00 Uhr werden aus schalltechnischer Sicht voraussichtlich nicht zu-
lässig sein

•	 die Notwendigkeit bzw. die Ausführung von Organisationsmaßnahmen zur Verminde-
rung der Geräusche des An- und Abfahrtverkehrs auf öffentlichen Verkehrsflächen nach 
Nr. 7.4 TA Lärm wird im Baugenehmigungsverfahren geklärt

Katastrophen und Unfälle
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Status Quo •	 Unmittelbare Wohnbebauung in Nähe zum Plangebiet

Mögliche Beeinträchtigungen •	 Störfallbetriebe sind im Umfeld des Plangebietes nicht vorhanden. Derzeit sind bei Um-
setzung der Planung keine Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt durch Unfälle und Katastrophen abzusehen

•	 Potenzielle Gefährdung der Wohngebiete sowie sonstigen Schutzbereichen durch die 
künftige Lagerung oder Verarbeitung bestimmter Stoffe

Bewertung von Auswirkungen •	 Betriebe, die nach der Stör-VO zu beurteilen sind, sind grundsätzlich in Industrie- bzw. 
Gewerbegebieten zulässig. Sie erfordern einen ausreichenden Abstand zwischen Be-
triebsbereichen und dem Wohnen dienenden Gebieten sowie sonstigen Schutzberei-
chen. Als Erkenntnisquelle zur Festlegung angemessener Abstände wird neben der 
Störfall-VO, das Schriftstück KAS 18 der Kommission für Anlagensicherheit empfohlen

Konfliktbewältigung / Umgang •	 Bei der Ansiedlung von Störfallbetrieben ist darauf zu achten, dass ausreichende Ab-
stände nach Stör-VO und § 50 BImSchG eingehalten werden

•	 Störfallquellen sind so zu positionieren, dass die Risiken für Anwohner gering bleiben 

•	 Je nach anzusiedelndem Betrieb sind Achtungsabstände nach KAS 18 einzuhalten; Be-
triebe, die dies unterschreiten, sind im Bebauungsplan ausgeschlossen

•	 Havariefälle (Brandgefährdung) sind ggf. im Rahmen des nachfolgenden Baugenehmi-
gungsverfahrens zu beachten
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„Die Schutzgüter können sich gegenseitig 
in unterschiedlichem Maße beeinflussen. 
Dies ist bei der Beurteilung der Folgen eines 
Eingriffes zu beachten, um sekundäre Effek-
te erkennen und bewerten zu können. Da-
nach sind im Rahmen der Umweltprüfung 
auch Umweltveränderungen zu betrachten, 
die mittelbare und indirekte Auswirkungen 
von erheblicher oder entscheidungsrelevan-
ter Bedeutung auf andere Komponenten 
der Umwelt auslösen.

Aufgrund der Komplexität der 
Wirkungszusammenhänge können lediglich 
entscheidungsrelevante Wechselbeziehun-
gen aufgezeigt werden. Die Wirkungsmatrix 
stellt die voraussichtlichen relevanten 
Wechselwirkungen innerhalb der verschie-
denen Schutzgüter dar. 

Erheblich sind die vom Menschen ausge-
henden direkten Wirkungen auf die einzel-
nen Schutzgüter. Die wesentlichen pla-
nungsrelevanten Wechselwirkungen be-
schränken sich auf das Wirkungsgefüge Bo-
den-Grundwasser und die reziproken Wir-
kungen durch die mikro-mesoklimatischen 
Veränderungen am Standort.

Vor dem Hintergrund der Nutzungs-, Quali-
täts- und Schutzkriterien werden jedoch 
keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen prognostiziert, die durch Wech-
selwirkungen über die vorgenannten Beein-
trächtigungen hinausgehen.“
Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -con-
sulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken

Wechselwirkungen von Schutzgütern

Wirkmatrix der Wechselbeziehung zwischen den Schutzgütern, Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-Marien-Str. 18, 66111 Saarbrücken
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Im Zuge des konkreten Ansiedlungsinteres-
ses des Unternehmens SVOLT planen die 
Kommunen Heusweiler und Lebach die Flä-
che des aufgegebenen Gewerbestandortes 
„Laminate Park“ und dessen Umfeld zu 
einem interkommunalen Industrie- und Ge-
werbepark neu zu entwickeln.

Die Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung blieb außen 
vor, da es sich um eine einmalige Gelegen-
heit zur Revitalisierung und Weiterentwick-
lung einer Gewerbebrache mit hervorra-
gender Verkehrsanbindung handelt, die 
durch die bisherige industrielle Nutzung 
bereits vorbelastet ist. Insofern wurden im 
Rahmen des Bebauungsplan-Verfahrens 
keine sonstigen Standortalternativen in Be-
tracht gezogen und auf ihre Eignung hin 
geprüft. 

Aufgrund der Größe des interkommunalen 
Gewerbe- und Industrieparks im Außen
bereich nach § 35 BauGB ist eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung gemäß Ziffer 18.5.1 
Anlage 1 UVPG notwendig - sofern nicht 
nur die Neuversiegelung angerechnet wird.

Als Standort für den geplanten Gewerbe- 
und Industriepark wird ein größtenteils 
„vorbelastetes“ Gebiet gewählt, das bisher 
vorwiegend dem Betrieb der LaminatePark 
GmbH diente. 

Der Planung stehen keine landesplaneri-
schen oder übergeordneten naturschutz-
rechtlichen Belange entgegen. Das nächst 
gelegene NATURA-2000 Gebiet befindet 
sich in ausreichender Entfernung, woraus 
sich kein näherer Betrachtungsbedarf er-
gibt. Ein nördlicher Teilbereich in Landswei-
ler wird aktuell aus dem Landschaftsschutz-
gebiet L 3.02.20 ausgegliedert, da eine Ge-
bietsneuordnung mit Ausgliederung bereits 
geplant wurde, der Teilbereich intensiv 
landwirtschaftlich geprägt ist und sich der 
Charakter der wertgebenden Biotopstruk-
turen nicht erkennbar von der umgebenden 
Halboffenlandschaft abhebt.

Durch bestehenden Vorbelastungen sind 
die Lebensraumstrukturen des Plangebietes 
und der näheren Umgebung eingeschränkt, 
so dass kein Eingriff in völlig ungestörte 
und besonders empfindliche Flächen mit 
der Erweiterung verbunden ist. Das Gebiet 
hat nach derzeitigem Kenntnisstand keine 

besondere naturschutzfachliche oder öko-
logische Bedeutung. Von dem Planvorhaben 
sind, bei Beachtung der festgesetzten Ver-
meidungs- und Verminderungsmaßnah-
men, keine gesetzlich geschützten Biotope, 
FFH-Lebensraumtypen und bestandsge-
fährdeten Biotoptypen oder Tier- und Pflan-
zenarten direkt betroffen. Es kommen 
ebenfalls keine Tier- oder Pflanzenarten, mit 
Ausnahme der untersuchten Tier- und 
Pflanzenarten, mit besonderem Schutzsta-
tus vor, sodass der geplanten Nutzungen 
bei Beachtung der entsprechenden Festset-
zungen, keine artenschutzrechtlichen Be-
lange entgegenstehen. Nachteilige Auswir-
kungen auf Tiere und Pflanzen sind bei Ein-
haltung der zeitlichen Eingriffsbeschrän-
kungen und Durchführung der festgesetz-
ten Vermeidungsmaßnahmen nach derzei-
tigem Kenntnisstand nicht zu erwarten.

Dem Planvorhaben stehen dann keine ar-
tenschutzrechtliche Belange nach § 44 Abs. 
1 Nr. 1 bis 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG ent-
gegen.

Eine Freistellung von der Umwelthaftung n. 
§ 19 BNatSchG i.V.m. dem Umweltscha-
densgesetz ist möglich. Für den auch im 
siedlungsnahen Umfeld zu erwartenden 
Rotmilan ist die Erweiterungsfläche mit ins-
gesamt 3,8 ha (Heusweiler und Lebach) im 
Kontext des potenziell als Nahrungsraum 
nutzbaren landwirtschaftlich genutzten Of-
fenlandes um Eiweiler zu gering, um als re-
levante Minderung des Nahrungsangebo-
tes zu gelten. Der Erhaltungszustand der 
planungsrelevanten Arten (hier: Mauer-
eidechse) wird durch die Planung, unter  
Beachtung der festgesetzten Maßnahmen, 
nicht beeinträchtigt.

Über die Verbote des § 44 BNatschG hin-
aus darf in Bezug auf die den Planungs-
raum evtl. frequentierenden relevanten Tier-
arten (Arten des Anh. 1 VSR und Zugvögel, 
FFH-Anh. II-Arten) eine essentielle Bedeu-
tung als Teillebensraum und damit die Ge-
fahr eines diesbezüglichen Biodiversitäts-
schadens bereits zum gegenwärtigen Zeit-
punkt ausgeschlossen werden.

Das durch die Überplanung unversiegelter 
Flächen entstehende ökologische Defizit 
und der Waldverlust werden durch die ex-
ternen Kompensationsmaßnahmen außer-

halb des Plangebietes vollständig ausgegli-
chen.

Die mangelnde Versickerungseignung des 
Bodens wird durch das Entwässerungskon-
zept der WPW GmbH berücksichtigt. Schäd-
liche Bodenveränderungen werden im Zuge 
der Rückbaumaßnahmen durch den alten 
Eigentümer unter Begleitung eines zugelas-
senen Sachverständigen saniert.

Die künftige Entwässerung wird als Trenn-
system festgesetzt. Aufgrund des hohen 
Auslastungsgrades des Kreuzbaches und 
der Haltungen in der unteren Reisbachstra-
ße, sowie der bekannten Starkregenproble-
matik sind zusätzliche Rückhaltevolumen 
für Niederschlagswasser und Behandlungs-
maßnahmen aufgrund des Schwerverkehrs 
nötig, um den Gewässerzustand des Vorflu-
ters (Kreuzbach) zu schonen. Im Rahmen 
der Gewässerentwicklung des (verrohrten) 
Kreuzbachs ist bei Überbauung die Trag- 
und Funktionsfähigkeit der Verrohrung 
nachzuweisen. 

Bis zur endgültigen Begrünung und Grund-
stücksgestaltung sind Maßnahmen zur Ab-
wehr von möglichen Überflutungen durch 
die Grundstückseigentümer zu bedenken. 
Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes  
(insbesondere für Anlieger) durch das Vor-
haben nicht negativ beeinträchtigt werden.

Im Erweiterungsbereich des Gewerbe- und 
Industrieparks liegt ein Teilbereich einer 
Kaltluftentstehungsgebietskulisse um Ei-
weiler. Aufgrund der Flächengröße ist nicht 
von einer klimaökologisch erheblichen Min-
derung der Kaltluftentstehung und -ablei-
tung auszugehen.

Bei späteren baurechtlichen oder immis-
sionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren können je nach Nutzung entspre-
chende Gutachten je nach Emissionen von 
Luftschadstoffen/Gerüchen aufgrund der 
Nähe zur Wohnbebauung erforderlich sein. 

Der bestehender Laminatepark ist bestim-
mender Teil der gewerblich-industriell ge-
prägten Gebietskulisse, an die sich unmit-
telbar Wohnbauflächen anschließen. Der 
Standort ist deutlich vorbelastet und hat 
nur geringe Landschaftsbildqualität. Zur 

Allgemeinverständliche Zusammenfassung
Bewertung der Inhalte der UVP
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Aufwertung werden einzelne Durchgrü-
nungsmaßnahmen festgesetzt.

Das Kulturgut der Fliegerhalle von 1946 soll 
erhalten und wird als Einzeldenkmal im Be-
bauungsplan gekennzeichnet. Der konkur-
rierende Nutzungsanspruch zwischen Land-
wirtschaft und Gewerbe ist aufgrund der 
geringen Größe der Ackerfläche nicht er-
heblich.

Erhebliche Wirkungen auf die menschliche 
Gesundheit oder die Erholungsfunktion 
dürfen aufgrund des bestehenden gewerbli-
chen und verkehrlichen Umfeldes und der 
fehlenden Erholungseignung ausgeschlos-
sen werden.

Um Lärmauswirkungen in den benachbar-
ten gemischt genutzten und dem Wohnen 
dienenden Gebiete zu begrenzen wurde im 
B-Plan eine Lärmkontingentierung festge-
setzt, was zu geringfügen Nutzbarkeitsein-
schränkungen führt. In nachfolgenden Bau-
genehmigungsverfahren bleibt je nach Be-
siedelung des Gebietes zu klären, ob weite-
re Auflagen erforderlich sind.

Derzeit sind bei Umsetzung der Planung 
keine Risiken für die menschliche Gesund-
heit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt 
durch Unfälle und Katastrophen abzusehen.

Erhebliche Wechselwirkungen zwischen 
einzelnen Schutzgütern sind nicht anzuneh-
men.

Fazit

Abschließend ist festzustellen, dass die Er-
richtung eines Industrie- und Gewerbeparks 
am gewählten Standort mit den vorge-
brachten Maßnahmen umweltverträglich 
ist. 


